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Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Staatliche Verantwortung

(1) Die Hochschulen in Trägerschaft des Staates und die Hochschulen in Träger​schaft von rechtsfähigen Stiftungen des öffentlichen Rechts (Stiftungen) stehen in staatlicher Verantwortung. Diese umfasst die Hochschulentwicklungsplanung des Landes (Landeshochschulplanung) gemäß § 5 Absatz 2 und die Finanzierung der Hochschulen. 

(2) Die staatliche Finanzierung der Hochschulen orientiert sich an deren Aufgaben und den von ihnen erbrachten Leistungen. Dabei sind auch Fortschritte bei der Er​füllung des Gleichstellungsauf​trags zu berücksichtigen. Die Kriterien der Finanzie​rung sind den Hochschulen und dem Landtag offen zu legen.

(3) Ministerium im Sinne dieses Gesetzes ist das für das Hochschulwesen zustän​dige Ministerium. Das Ministerium trifft mit jeder Hochschule aufgrund der Landes​hochschulplanung und der Entwicklungsplanung der jeweiligen Hochschule Ziel​ver​einbarungen für mehrere Jahre über strategische Entwicklungs- und Leistungsziele für die Hoch​schule und deren staatliche Finanzierung. Die Entwicklungsplanung soll die Entwicklungs- und Leistungsziele in ihren Grundzügen bestimmen. Zielvereinba​rungen mit einer Hochschule in Trägerschaft einer Stiftung werden zugleich mit der Stiftung getroffen. Gegenstände der Zielvereinbarungen sind insbesondere

-
die Sicherung der Qualität von Lehre und Forschung,

-
die Förderung des wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuchses,

-
die Festlegung der Forschungsschwerpunkte, 

-
die Zahl der Studienplätze sowie die Einrichtung oder Schließung von Studiengän​gen, 

-
die Maßnahmen zur Einhaltung der Regelstudienzeit und die Verringerung der Zahl der Studienabbrecherinnen und Studienabbrecher, 

-
die weitere Internationalisierung und 

-
die Erfüllung des Gleichstellungsauftrags.

(4) In Zielvereinbarungen enthaltene Regelungen über die staatliche Finanzierung stehen unter dem Vorbehalt der Zustimmung durch den Landtag. Das Ministerium berichtet dem Landtag vor Abschluss und über die Umset​zung der Zielvereinbarun​gen. Wenn eine Zielvereinbarung nicht zustande kommt, können die Hochschulen bzw. das Ministerium den Landeshochschulrat gemäß § 34 als Schlichtungsstelle anrufen. Kommt eine Einigung nicht zustande, kann das Ministerium eine Zielvor​gabe erlassen, wenn dies zur Gewährleistung und Umsetzung der Landeshoch​schulplanung geboten ist.

§ 2

Geltungsbereich und Grundsätze

(1) Dieses Gesetz gilt für die staatlichen Hochschulen des Landes Sachsen-Anhalt und nach Maßgabe des Abschnitts 11 für die nichtstaatlichen Hochschulen.

(2) Hochschulen in staatlicher Verantwortung im Land Sachsen-Anhalt sind die

1. Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg,

2. Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg,

3. Burg Giebichenstein Hochschule für Kunst und Design Halle,

4. Hochschule Anhalt (FH),

5. Hochschule Harz (FH),

6. Hochschule Magdeburg-Stendal (FH),

7. Fachhochschule Merseburg und die

8. Fachhochschule der Polizei Sachsen-Anhalt.

(3) Für die Fachhochschule der Polizei findet dieses Gesetz nach Maßgabe des Ge​setzes über die Fachhochschule der Polizei Anwendung. 

(4) Für staatliche anerkannte und andere nichtstaatliche Hochschulen gilt das Gesetz nur, soweit es gesetzlich bestimmt ist.

(5) Die Aufhebung, Zusammenlegung, Teilung und Gründung einer staatlichen Hochschule erfolgt durch Gesetz. Das gilt nicht für interne Organisationsänderungen einer Hochschule.

§ 3

Aufgaben

(1) Die Hochschulen dienen entsprechend ihrer Aufgabenstellung der Bildung, der Pflege und Entwicklung der Wissenschaften und der Künste durch Forschung und künstlerische Vorhaben sowie durch Lehre, Studium, Weiterbildung und Kunstaus​übung. Sie bereiten auf berufliche Tätigkeiten vor, die die Anwendung wissenschaftli​cher Erkenntnisse und wissenschaftlicher Methoden oder die Fähigkeit zu künstleri​scher Gestaltung erfordern.

(2) Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, im Zusammenwirken mit den zu​ständigen staatlichen Stellen Inhalte und Formen von Lehre und Studium hinsichtlich neuer Entwicklungen in Wissenschaft, Forschung, Technik, Kultur sowie in der beruf​lichen Praxis zu überprüfen und fortzuführen.

(3) Die Hochschulen fördern entsprechend ihrer Aufgabenstellung den wissenschaft​lichen und künstlerischen Nachwuchs.

(4) Die Hochschulen dienen dem weiterbildenden Studium, bieten Weiterbildungs​möglichkeiten an und beteiligen sich an Weiterbildungsveranstaltungen anderer In​stitutionen. Sie fördern die Weiterbildung ihres Personals. Die Hochschulen führen im Rahmen ihres Weiterbildungsangebotes Umschulungsmaßnahmen, insbesondere für Hochschulabsolventinnen und Hochschulabsolventen, durch.

(5) Die Hochschulen wirken bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben auf die tatsächli​che Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Männern hin. In Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung sowie bei der Gestaltung der Arbeitsabläufe in den genannten Bereichen werden unterschiedliche Lebenswirklichkeiten und Interessen von Frauen und Männern berücksichtigt. Darüber hinaus ergreifen die Hochschulen Maßnahmen zur Beseitigung von bestehenden Nachteilen von Wissenschaftlerinnen, sonstigen weiblichen Beschäftigten und Studentinnen und zur Erhöhung des Anteils von Frauen in Bereichen, in denen sie unterrepräsentiert sind.

(6) Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit. Sie berücksichtigen insbesondere die besonderen Bedürfnisse behinderter Studierender sowie die besonderen Probleme von Studierenden mit Kindern. Die Hochschulen fördern in ihrem Bereich die sportliche und kulturelle Selbstbetätigung.

(7) Die Hochschulen fördern die internationale, insbesondere die europäische Zu​sammenarbeit im Hochschulbereich. Sie fördern den Austausch mit ausländischen Hochschulen und anderen wissenschaftlichen Einrichtungen. Sie berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse der ausländischen Studierenden.

(8) Die Hochschulen wirken bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben untereinander und mit anderen Forschungs-, Bildungs- und Kultureinrichtungen sowie mit Partnern der Wirtschaft zusammen. Sie fördern die Verbreitung und Nutzung ihrer Forschungser​gebnisse im gesellschaftlichen Leben und in der beruflichen Praxis sowie in der pra​xisorientierten Umweltbildung. Hierzu können Transferstellen eingerichtet werden.

(9) Die Hochschulen unterrichten die Öffentlichkeit über die Erfüllung ihrer Aufgaben. Sie berichten regelmäßig über Lehrangebote und Forschungsergebnisse. Sie unter​richten laufend ihre Mitglieder über Angelegenheiten, die der hochschulpolitischen Willensbildung unterliegen.

(10) Die Fachhochschulen dienen den angewandten Wissenschaften und bereiten durch anwendungsbezogene Lehre auf berufliche Tätigkeit vor, die die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung erfordern. In diesem Rahmen nehmen die Fachhochschulen Forschungs- und Entwicklungsaufgaben und künstlerisch-gestalterische Aufgaben wahr.

(11) Der Kunsthochschule obliegt die Pflege und Weiterentwicklung der Künste und ihrer Grundlagenwissenschaften. Sie dient der Vermittlung künstlerischer und kunst​wissenschaftlicher Fähigkeiten und bereitet auf kunstpädagogische Berufe vor. 

(12) Die Hochschulen können andere als die in diesem Gesetz genannten Aufgaben übernehmen, soweit diese mit ihren gesetzlich oder auf Grund eines Gesetzes be​stimmten Aufgaben zusammenhängen und durch deren Erfüllung die Wahrnehmung der übrigen Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. Andere als die in diesem Gesetz ge​nannten Aufgaben dürfen den Hochschulen nur übertragen werden, wenn sie mit den in Absatz 1 genannten Aufgaben zusammenhängen. Das Ministerium kann im Be​nehmen mit dem Ministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung solche Aufga​ben übertragen.

§ 4

Freiheit von Kunst und Wissenschaft, Forschung, Lehre und Studium

(1) Die Mitglieder der Hochschule, Studierendengruppen und andere Gruppierungen nehmen an der hochschulpolitischen Willensbildung teil. Mitglieder der Hochschule sind berechtigt, Einrichtungen der Hochschule für die Teilhabe an der hochschulpoli​tischen Willensbildung zu nutzen, soweit die Wahrnehmung der übrigen Hochschul​aufgaben nicht behindert wird.

(2) Die Freiheit der Forschung umfasst insbesondere die wissenschaftliche Frage​stellung, Grundsätze der Methodik sowie die Verbreitung und Bewertung des For​schungsergebnisses. Die Freiheit der Lehre umfasst im Rahmen der zu erfüllenden Lehraufgaben insbesondere die Abhaltung von Lehrveranstaltungen und deren in​haltliche und methodische Gestaltung sowie das Recht auf Äußerung von wissen​schaftlichen und künstlerischen Lehrmeinungen. Die Freiheit des Studiums umfasst unbeschadet der Studien- und Prüfungsordnungen insbesondere die freie Wahl von Lehrveranstaltungen, das Recht, innerhalb eines Studienganges Schwerpunkte nach eigener Wahl zu bestimmen, sowie die Erarbeitung und Äußerung wissenschaftlicher und künstlerischer Meinungen.

(3) Die Wahrnehmung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Rechte ist an die so​ziale und ökologische Verantwortung gegenüber der Gesellschaft sowie an die Öf​fentlichkeit ihres Wirkens geknüpft und entbindet nicht von der Rücksicht auf die Rechte anderer und von der Beachtung der Regelungen, die das Zusammenleben an der Hochschule ordnen.

§ 5

Entwicklung des Hochschulwesens, Zusammenwirken der Hochschulen

(1) Die Entwicklung des Hochschulwesens ist eine gemeinsame Aufgabe der Hoch​schulen, der wissenschaftlichen Einrichtungen entsprechend ihrer Aufgabenstellung und der zuständigen staatlichen Stellen.

(2) Die Hochschulentwicklungsplanung des Landes ist Aufgabe der Hochschulen und des Ministeriums unter Berücksichtigung der Grundsätze des Zusammenwirkens gemäß § 1 Absatz 3. Sie soll ein fachlich ausreichendes und regional ausgewogenes Angebot in Lehre und Forschung sowie Dienstleistungen sicherstellen, eine hoch​schulübergreifende Abstimmung zur Profilbildung und Schwerpunktsetzung in For​schung und Lehre gewährleisten und zur Begründung der Grundsätze der Finanzie​rung der Hochschulstrukturen beitragen. Eckwerte und abgeleitete Strukturvorgaben sind auf mehrjährige Entwicklungen anzulegen. Die Hochschulen und das Ministe​rium können zur Beratung von grundsätzlichen Angelegenheiten den Landeshoch​schulrat gemäß § 34 beteiligen.

(3) Die Hochschulen erarbeiten Hochschulentwicklungspläne, die in Vorbereitung neuer Zielvereinbarungen fortzuschreiben sind.

§ 6

Evaluation

(1) Die Hochschule begutachtet und bewertet in regelmäßigen Abständen die Erfül​lung ihrer Aufgaben (interne Evaluation). Die Studierenden sind bei der Bewertung der Lehre zu beteiligen. Das Verfahren regelt die Hochschule in einer Ordnung. Auf der Grundlage der Ergebnisse der inter​nen Evaluation führt eine vom Land und von der Hochschule unabhängige und wissenschaftsnahe Einrichtung im Abstand von in der Regel sieben Jahren eine weitere Begutachtung und Bewertung der Hochschule durch (externe Evaluation). Die Evaluationsergebnisse sollen veröffentlicht werden.

(2) Den Studierenden ist in jedem Studienjahr zu ermöglichen, die Qualität der Lehr​veranstaltungen zu bewerten; die Ergebnisse sind dem Präsidium über die Studien​dekanin oder den Studiendekan vorzulegen. Die Ergebnisse und die hieraus folgen​den erforderlichen Maßnahmen sind Gegenstand der Rechenschaftspflicht des Prä​sidiums. Die Hochschule regelt das Bewertungsverfahren und das Verarbeiten der erforderlichen personenbezogenen Daten des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals in einer Ordnung.

Abschnitt 2

Studium, Lehre und Forschung

§ 7

Lehrangebote, Akkreditierung, Regelstudienzeit

(1) Studiengänge im Sinne dieses Gesetzes werden durch Studien- und Prüfungs​ordnungen geregelt und führen in der Regel zu einem berufsqualifizierenden Ab​schluss durch eine Hochschulprüfung oder eine staatliche oder eine kirchliche Prü​fung.

(2) Die Hochschule richtet Studiengänge ein oder schließt sie auf der Grundlage von Zielver​einbarungen. Jeder Studiengang oder die wesentliche Änderung eines Stu​dienganges ist durch eine vom Land und von der Hochschule unabhängige und wis​senschaftsnahe Einrichtung in qualitativer Hinsicht zu bewerten (Akkreditierung). In einer Zielvereinbarung können Fristen für eine erneute Akk​reditierung oder für eine ausnahmsweise nachzuholende Akkreditierung eines Studiengangs bestimmt wer​den. 

(3) Für jeden Studiengang ist eine Regelstudienzeit festzulegen, die maßgebend ist für die Gestaltung der Studiengänge, die Sicherstellung des Lehrangebots, die Ges​taltung der Prüfungsverfahren, die Ermittlung und Feststellung der Ausbil​dungskapa​zitäten sowie die Landeshochschulplanung. Die Regelstudienzeit beträgt bei Stu​diengän​gen mit dem Abschluss

1.
Bachelor mindestens drei und höchstens vier Jahre und 

2.
Master mindestens ein Jahr und höchstens zwei Jahre.

Bei konsekutiven Studiengängen, die zu einem Bachelorgrad und einem darauf auf​bauenden Mas​tergrad führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf Jahre. Darüber hinausgehende Regelstudienzeiten dürfen in besonders begründeten Fällen festgesetzt werden; dies gilt auch für Studiengänge, die in besonderen Stu​dienformen durchgeführt werden. 

(4) Bereits eingerichtete  Diplom- und Magisterstudiengänge können befristet gemäß § 84 Abs. 1 weitergeführt werden. In diesem Fall beträgt die Regelstudienzeit bei Studiengängen mit dem Abschluss

1. Diplom an Fachhochschulen höchstens vier und an den Universitäten und der Burg Giebichenstein Hochschule für Kunst und Design Halle höchstens fünf Jahre und

2. Magister höchstens viereinhalb Jahre.

(5) Die Hochschulen fördern durch Integration von Auslandssemestern die internati​onale Qualifikation der Studierenden. Für Absolventinnen und Absolventen eines Hochschulstudiums sind zur Vermittlung weiterer wissenschaftlicher oder beruflicher Qualifikationen oder zur Vertiefung eines Studiums postgraduale Studiengänge an​zubieten; postgraduale Studiengänge an Universitäten und gleichgestellten Hoch​schulen dienen insbesondere der Heranbildung des wissenschaftlichen und künstle​rischen Nachwuchses. 

(6) Die Hochschulen entwickeln und bieten Möglichkeiten der Weiterbildung an, die der wissenschaftlichen Vertiefung und Ergänzung berufspraktischer Erfahrungen dienen.

(7) Die Hochschule können zur Vermittlung weiterer wissenschaftlicher Qualifikatio​nen Zusatzstudiengänge, zur Vermittlung weiterer beruflicher Qualifikationen Ergän​zungsstudiengänge und zur Vertiefung eines Studiums, insbesondere zur Heranbil​dung des wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuchses, Aufbaustudiengänge anbieten, wenn für die betroffenen Studiengänge im Sinne von Absatz 3 das Lehran​gebot sichergestellt ist. Die Studiengänge sollen höchstens zwei Jahre dauern. Die weiteren Anforderungen werden in den Studien- und Prüfungsordnungen geregelt.

(8) Die Studierenden haben einen Anspruch auf umfassende Beratung über Inhalte, Aufbau und Anforderungen eines Studiums. 

§ 8

Prüfungen

(1) Prüfungsleistungen sollen auf der Grundlage eines Leistungspunktsys​tems be​wertet werden, das die Anrechnung erbrachter Leistungen auf gleiche oder ver​wandte Studiengänge derselben oder anderer Hochschulen ohne besondere Gleich​wertigkeitsprüfung ermöglicht.

(2) Hochschulprüfungen werden auf der Grundlage von Prüfungsordnungen abge​legt. Prüfungsordnungen sind so zu gestalten, dass die Gleichwertigkeit einander entsprechender Prü​fungen gewährleistet ist. Das Ministerium soll  zur Wahrung der Einheitlichkeit und Gleichwer​tigkeit von Hochschulprüfungen durch Verordnung all​gemeine Bestimmungen für Ordnungen, die Prüfungsverfahren regeln, erlassen. Diese Bestimmungen sollen insbesondere Regelungen über die Verleihung und Füh​rung von Graden und Titeln, die Regelstudienzeit, den Prüfungsversuch, die Befug​nis zur Abnahme von Prüfun​gen, die Bewertung von Prüfungsleistungen, die Einstu​fungsprüfung sowie die Umsetzung von Emp​fehlungen der Beteiligten nach § 9 Abs. 3 HRG und von Kommissionen für Studium und Lehre gemäß § 45 enthalten.

§ 9

Forschung

(1) Die Forschung in den Hochschulen dient der Gewinnung wissenschaftlicher Er​kenntnisse, der wissenschaftlichen Grundlegung und Weiterentwicklung von Lehre und Studium sowie der Qualifizierung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Ge​genstand der Forschung in den Hochschulen können unter Berücksichtigung der Aufgabenstellung der Hochschule alle wissenschaftlichen Bereiche sowie die An​wendung wissenschaftlicher Erkenntnisse in der Praxis einschließlich der Folgen sein, die sich aus der Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse ergeben können.

(2) Forschungsvorhaben und Forschungsschwerpunkte werden von der Hochschule in angemessener Weise koordiniert. Zur gegenseitigen Abstimmung von For​schungsvorhaben und zur Planung und Durchführung gemeinsamer Forschungsvor​haben wirken die Hochschulen untereinander, mit anderen Forschungseinrichtungen und mit Einrichtungen der überregionalen Forschungsplanung und Forschungsförde​rung sowie mit ausländischen Einrichtungen zusammen. 

(3) Die Hochschulen berichten regelmäßig durch wissenschaftliche Veranstaltungen und Publikationen über die Forschungstätigkeit und Forschungsergebnisse an der Hochschule. Sie sichern die Qualität ihrer Forschungstätigkeit durch regelmäßige Eigen- oder Fremdevaluationen gemäß § 6 Abs. 1. Die Hochschulen erlassen Sat​zungen zur Regelung des Bewertungsverfahrens. Die Ergebnisse der Bewertung der Forschungstätigkeit werden in einem alle drei Jahre zu erstellenden Forschungsbe​richt dem Ministerium vorgelegt, der Teil der in den Zielvereinbarungen festzulegen​den Berichterstattung ist. Forschungsberichte sind der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.

(4) Die Vorschriften in den Absätzen 1 bis 3 gelten für die Entwicklungsvorhaben im Rahmen angewandter Forschung und für künstlerische Vorhaben sinngemäß.

(5) Die in der Forschung tätigen Mitglieder der Hochschule sind berechtigt, im Rah​men ihrer dienstlichen Aufgaben Forschungsvorhaben durchzuführen, die aus Mitteln Dritter finanziert werden. Solche Vorhaben sind gegenüber dem Präsidium anzuzei​gen. In der Anzeige sind der finanzielle Ertrag und der Aufwand darzustellen. Die Vorhaben sind über den Haushalt des Trägers abzuwickeln. Die Mittel können ab​weichend von den für Haushaltsmittel des Trägers geltenden Regelungen nach den Bedingungen der Drittmittelgeber bewirtschaftet werden, soweit die Bindung der Mittel an die Aufgaben der Hochschule gewährleistet ist. Das Präsidium regelt die Bewirtschaftung der Drittmittel. Es hat den forschenden Mitgliedern im Rahmen der diesem von dem Drittmittelgeber zugedachten Verantwortung weitgehende Dispositi​onsmöglichkeiten einzuräu​men. 

(6) Aus Drittmitteln vergütetes Personal ist im Dienst des Trägers der Hochschule zu beschäfti​gen. In Ausnahmefällen können Mitglieder der Hochschule mit Zustimmung des Präsidiums im eige​nen Namen mit aus Mitteln Dritter vergüteten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern private Arbeitsverträge abschließen, wenn dies mit den Bedingun​gen des Drittmittelgebers vereinbar ist. 

(7) Die Drittmittel müssen alle bei Durchführung eines Vorhabens im Auftrag von Dritten entste​henden zusätzlichen Kosten decken und zu den übrigen Kosten ange​messen beitragen. Bei der Durchführung von Vorhaben, die nach einem in der Wis​senschaft anerkannten Verfahren gefördert werden, bleibt die von der Hochschule vorzuhaltende Grundausstattung außerhalb der Berechnung nach Satz 1. Werden bei der Durchführung eines Vorhabens im Auftrag von Dritten Leistungen erbracht, die auch gewerblich angeboten werden, müssen die Drittmittel für diese Leistungen entsprechend der im gewerblichen Bereich üblichen Entgelte bemessen sein. 

Abschnitt 3

Hochschulgrade

§ 10

Inländische Grade

(1) Aufgrund einer Hochschulprüfung, mit der ein erster berufsqualifizierender Ab​schluss erwor​ben wird, verleiht die Hochschule folgende Hochschulgrade:

1.
den Bachelor- oder Bakkalaureusgrad mit Angabe der Fachrichtung,

2.
den Mastergrad mit Angabe der Fachrich​tung. 

Befristet werden gemäß § 84 Abs. 1 in einem Diplomstudiengang der Diplomgrad mit Angabe der Fachrichtung, an Fachhochschulen mit dem Zusatz (FH) und in einem Magisterstudiengang der Grad Magister oder Magistra verliehen.

Die Fachhochschulen können im Zusammenwirken mit der Wirtschaft duale Kom​paktstudiengänge einrichten, die Abschlüsse äquivalent zu Berufsakademien haben.

(2) Für berufsqualifizierende Abschlüsse in künstlerischen Studiengängen oder in Studiengän​gen, die in Kooperation mit einer ausländischen Hochschule durchgeführt werden, können die Hoch​schulen andere als die in Absatz 1 genannten Grade ver​leihen. In Studiengängen, die in Koope​ration mit einer ausländischen Hochschule durchgeführt werden, können diese anderen Grade auch zusätzlich verliehen wer​den. 

(3) Die Hochschulen können Hochschulgrade nach den Absätzen 1 und 2 auch auf​grund von staatlichen oder kirchlichen Prüfungen verleihen, wenn der Studiengang mit einer solchen Prüfung abgeschlossen wird. 

§ 11

Promotion

(1) Universitäten und die Burg Giebichenstein Hochschule für Kunst und Design Halle können Promotionen durchführen, soweit an ihnen für das betreffende Fachge​biet ein universitärer Studiengang geführt wird, der die Befähigung zu vertiefter wis​senschaftlicher Arbeit vermittelt. Gemeinsame Promotionsverfahren mit anderen Hochschulen oder mit außerhochschulischen Forschungseinrichtungen sollen durch​geführt werden. Das Ministerium kann das Promotionsrecht auch an Fachhochschu​len verleihen, sofern diese für den betreffenden Wissenschaftszweig die dafür not​wendigen wissenschaftlichen Voraussetzungen durch Akkreditierung nachweisen. Die Befähigung zu vertiefter selbständiger wissenschaftlicher Arbeit wird durch eine Disser​tation und eine mündliche Prüfung nachgewiesen. Die Promotion berechtigt zum Führen des Doktor​grades mit einem das Fachgebiet kennzeichnenden Zusatz. 

(2) Zur Promotion kann als Doktorandin oder Doktorand zugelassen werden, wer das Studium in einem universitären Studiengang durch eine Prüfung abgeschlossen hat oder ein Hochschulstudium in einem anderen Studiengang mit einer Prüfung mit ge​hobenem Prädikat abgeschlossen und die Befähigung zu vertiefter wissenschaftli​cher Arbeit nachgewiesen hat. Die Hochschulen sollen zur Ausbildung und Betreu​ung von Doktorandinnen und Doktoranden Promotionsstudiengänge anbieten.

(3) Wer die Zulassungsvoraussetzungen nach Absatz 2 erfüllt und die Anfertigung einer Dissertation beabsichtigt, kann unter Angabe seines in Aussicht genommenen Themas bei dem Fachbereich die Annahme als Doktorandin oder Doktorand bean​tragen. Mit der Annahme wird die grundsätzliche Bereitschaft ausgedrückt, eine sol​che Dissertation als wissenschaftliche  Arbeit zu bewerten und die Doktorandin oder den Doktoranden bei der Erstellung der Arbeit zu unterstützen.

(4) Die Hochschule führt Promotionsverfahren auf der Grundlage einer Promotions​ordnung durch, die von dem für das Fachgebiet zuständigen Fakultätsrat zu be​schließen ist. Die Promoti​onsordnung regelt die weiteren Zulassungsvoraussetzun​gen und die Durchführung des Promotionsverfahrens sowie die Voraussetzungen für gemeinsame Promotionsverfahren. 

(5) Die Fakultäten können in einer Ordnung vorsehen, dass der Abschluss einer mindestens zweisemestrigen Meisterklasse oder eines Konzertexamens zum Führen einer hierauf hinweisenden Bezeichnung berechtigt.

(6) Die Hochschule kann aufgrund einer Ordnung weitere Grade verleihen. Habilitati​onsverfahren können gemäß § 84 Abs. 3 befristet weitergeführt werden.

§ 12

Ausländische Grade, Titel und Bezeichnungen

(1) Ein ausländischer Hochschulgrad, der von einer nach dem Recht des Herkunfts​landes aner​kannten Hochschule aufgrund eines durch Prüfung abgeschlossenen Studiums verliehen worden ist, kann in der verliehenen Form unter Angabe der ver​leihenden Hochschule geführt werden. Dabei kann die verliehene Form gegebenen​falls in lateinische Schrift übertragen und die im Herkunftsland zugelassene oder nachweislich allgemein übliche Abkürzung geführt sowie eine wörtliche Überset​zung in Klammern hinzugefügt werden. Die Regelungen finden auch Anwendung auf staatliche und kirchliche Grade. Eine Umwandlung in einen entsprechenden inländi​schen Grad findet nicht statt. 

(2) Ein ausländischer Ehrengrad, der von einer nach dem Recht des Herkunftslandes zur Verlei​hung berechtigten Stelle verliehen wurde, kann nach Maßgabe der für die Verleihung geltenden Rechtsvorschriften in der verliehenen Form unter Angabe der verleihenden Stelle geführt werden. Ausgeschlossen von der Führung sind Ehren​grade, wenn die ausländische Institution kein Recht zur Vergabe des entsprechen​den Grades nach Absatz 1 besitzt.

(3) Die Regelungen der Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Hochschultitel und Hochschul​tätigkeitsbezeichnungen.

(4) Das Ministerium kann von den Absätzen 1 bis 3 abweichende, begünstigende Regelungen aufgrund von Äquivalenzvereinbarungen oder für Berechtigte nach dem Bundesver​triebenengesetz durch Verordnung treffen. 

(5) Eine von den Absätzen 1 bis 4 abweichende Grad- und Titelführung ist untersagt. Entgeltlich erworbene Grade, Titel und Hochschultätigkeitsbezeichnungen dürfen nicht geführt werden. Wer einen aus​ländischen Grad, Titel oder eine ausländische Hochschultätigkeitsbezeichnung führt, hat auf Verlan​gen einer zuständigen öffentli​chen Stelle die Berechtigung hierzu urkundlich nachzuweisen.

Abschnitt 4

Studierende

§ 13

Hochschulzugang, Landesstudienkolleg

(1) Zum Studium ist berechtigt, wer über die entsprechende deutsche Hochschulzu​gangsbe​rechtigung verfügt. Eine Hochschulzugangsberechtigung hat, wer

1. die allgemeine Hochschulreife, die fachgebundene Hochschulreife, die Fachhoch​schulreife oder eine von dem für die Schulen zuständigen Ministerium allgemein oder für bestimmte Studien​gänge als gleichwertig anerkannte Vorbil​dung besitzt,

2. eine fachbezogene Hochschulzugangsberechtigung nach beruflicher Vorbildung erworben hat,

3.
a)
eine Meisterprüfung abgelegt hat, 


b)
einen Bildungsgang zur staatlich geprüften Technikerin oder zum staatlich ge​prüften Techniker oder zur staatlich geprüften Betriebswirtin oder zum staat​lich geprüften Be​triebswirt abgeschlossen hat, oder


c)
durch eine andere vom Ministerium für bestimmte Studiengänge als gleichwer​tig festgestellte abgeschlossene Vorbildung besitzt.

Die Zugangsberechtigung zu weiterführenden Studiengängen und Masterstudien​gängen hat, wer hierzu besonders geeignet ist. Vertieft der Masterstudiengang das vorherige Studium in derselben Richtung, wird die Eignung auf der Grundlage des Ergebnisses der Bachelorprüfung festgestellt. Zum Studium in einem künstlerischen oder künstlerisch-wissenschaftlichen Studiengang ist berechtigt, wer die Vorausset​zungen nach Satz 1 erfüllt und eine besondere künstlerische Befähigung nachweist; auf den Nachweis der Voraussetzungen nach Satz 1 kann bei überragender künstle​rischer Befähigung verzichtet werden. Das Nähere regeln die Hochschulen in Ord​nungen. 

(2) Die Hochschule kann über die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 hinaus für bestimmte Studiengänge den Nachweis einer praktischen Ausbildung, bestimmter berufsbezogener Kenntnisse und Fertigkeiten, besonderer fremdsprachlicher Kennt​nisse oder den Nachweis eines fachlich ein​schlägigen Ausbildungsverhältnisses verlangen. Sie kann zulassen, dass einzelne Zugangsvoraus​setzungen während des Studiums erfüllt werden. Die Hochschule kann Studien- oder Prüfungsleis​tungen, die im Rahmen eines anderen Studiengangs erbracht wurden, anstelle von Vorausset​zung nach Satz 1 berücksichtigen. Das Nähere regelt eine Ordnung. Eine fachge​bundene Hochschulzu​gangsberechtigung berechtigt nur dann zur Aufnahme eines Studiums in einer anderen Fachrichtung, wenn die hierfür erforderlichern Vorkennt​nisse durch eine besondere Prüfung nachgewiesen werden. Das für die Schulen zu​ständige Ministerium kann durch Verordnung die Anforderungen und das Verfahren dieser Prüfung regeln.

(3) Der erfolgreiche Abschluss eines Hochschulstudiums berechtigt zur Aufnahme eines Studi​ums in allen Fachrichtungen; Absatz 1 Satz 5 bleibt unberührt. Ist eine Zulassung zum Studium nach Absatz 1 Satz 5 Halbsatz 2 unter Verzicht auf den Nachweis der Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 erfolgt, so ist die Aufnahme eines Studiums in einer anderen Fachrichtung nur möglich, wenn die hierfür erforder​lichen Vorkenntnisse durch eine zusätzliche Prüfung nach Absatz 2 Satz 5 nach​ge​wiesen werden.

(4) Zum Studium ist auch berechtigt, wer eine der deutschen Hochschulzugangsbe​rechtigung gleichwertige ausländische Bildung und die für das Studium erfor​derlichen Sprachkenntnisse besitzt. Studienbewerberinnen und Studienbewerber, deren aus​ländische Bildungsnachweise nicht als gleichwertig anzusehen sind, erlangen die Hochschulzugangsberechti​gung durch die Prüfung am Landesstudienkolleg Sach​sen-Anhalt, in der nachzuweisen ist, dass sie einen den Anforde​rungen des Absat​zes 1 Satz 2 Nr. 1 entsprechenden Bildungsstand besitzen. 

(5) Das Landesstudienkolleg Sachsen-Anhalt ist der Fachhochschule Anhalt organi​satorisch zugeordnetet, hat seinen Sitz in Köthen mit einer Außenstelle an der Mar​tin-Luther-Universität Halle-Wittenberg. Im Einvernehmen mit dem Ministerium kön​nen weitere Außenstellen des Landesstudienkollges an anderen Hochschulstandor​ten des Landes eingerichtet und betrieben werden. Die Hochschule regelt in Ab​stimmung mit den anderen Hochschulen, an denen Außenstellen bestehen, durch Satzung, die der Zustimmung durch das Ministeriums bedarf, die Organisation des Landesstudienkollegs, die Zulassung zum Landesstudienkolleg sowie die Rechte und Pflichten der Kollegiaten und Kollegiatinnen. Das Landesstudienkolleg wird in regelmäßigen Abständen evaluiert.

(6) Das für die Schulen zuständige Ministerium kann die Zuständigkeit für die Aner​kennung  nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1, das Ministerium kann die Zuständigkeit für die Feststellung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 Buchst. c auf eine nachgeordnete Behörde übertragen. Die fachbezogene Hochschulzu​gangsberechtigung nach beruflicher Vorbildung (Absatz 1 Satz 2 Nr. 2) wird durch Prüfung erworben. Das für die Schulen zuständige Ministerium regelt durch Verordnung die Voraussetzungen für die Zulas​sung zur Prüfung, die Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse und den Inhalt und das Verfahren der Prüfung. 

§ 14

Studienguthaben

(1) Die Studierenden an den Hochschulen verfügen über ein ein​maliges Studiengut​haben in Höhe der Semesterzahl der Regelstudienzeit eines grundständigen Stu​diengangs zur Erlangung eines berufsqualifizierenden Abschlusses zuzüglich vier weiterer Semester. Bei Master-, Aufbau-, Zusatz- oder Ergänzungsstudiengängen verfügen die Studierenden über ein zusätzliches Studienguthaben in Höhe der jewei​ligen Regelstudienzeit. Dabei kann der Rest des Studienguthabens aus einem grundständigen Studiengang eingesetzt werden. Ist mit Studienabschluss das Stu​dienkonto nicht verbraucht, kann der Rest für die berufsbegleitende Fort- und Wei​terbildung bzw. für die Erlangung von Zusatzqualifikationen eingesetzt werden.

(2) Für die Berechnung des Studienguthabens ist die Regelstudienzeit des gegen​wärtig ge​wählten Studiengangs, bei einem Parallelstudium der Studiengang mit der längeren Regelstudienzeit maßgeblich. Ist für die Erlangung des angestrebten Be​rufsabschlusses das Studium zweier Studien​gänge rechtlich erforderlich, so erhöht sich das Studienguthaben einmalig um die zu​sätzlich erforderliche Studienzeit.

(3) Das Studienguthaben erhöht sich

1.
für die Zeit der Pflege und Erziehung von Kindern oder für die Zeit der Pflege von Eltern, jedoch höchstens bis zu einer Verdoppelung des Studienguthabens,

2.
für Studierende, die behindert oder schwer erkrankt sind,

3.
bei Studierenden, die als gewählte Vertreterinnen und Vertreter in Organen der Hochschule, der Studierendenschaft oder der Studentenwerke mitwirken, um ins​gesamt bis zu zwei Semester, so​weit sie nicht für diese Tätigkeit beurlaubt sind. 

(4) Bei einem Studienwechsel bis zum Ende des zweiten Semesters erhalten Studie​rende ein neues unbelastetes Studienkonto.

(5) Auf das Studienguthaben werden Studienzeiten an Hochschulen anderer Bun​desländer angerechnet, soweit für diese Studienzeiten keine Stu​diengebühren erho​ben wurden. Studienzeiten im Ausland im Rahmen von Studiengängen mit integrier​ten Auslandssemestern sowie Studienzeiten in Teilzeitstudiengängen werden ent​sprechend ange​rechnet und auf volle Semester abgerundet. Das Studienguthaben wird durch Semester, in denen die Studierenden beurlaubt sind, nicht verringert.

(6) Ist das Studienguthaben verbraucht und der Studienabschluss noch nicht er​reicht, legen die Studienkommission und die Studiendekanin oder der Studiendekan Maßnahmen fest, die den zügigen Abschluss des Studiums zum Ziel haben.

(7) Die Studierenden sind verpflichtet, Erklärungen abzugeben, die die Berechnung des Studien​guthabens ermöglichen. Auf Verlangen müssen hierfür geeignete Unter​lagen vorgelegt werden. 

(8) Näheres regelt das Ministerium im Benehmen mit dem für Hochschulfragen zu​ständigen Landtagsausschuss durch Verordnung.

§ 15

Immatrikualtion, Rückmeldung und Exmatrikulation

(1) Studienbewerber und Studienbewerberinnen sind zu immatrikulieren, wenn sie die Voraussetzun​gen gemäß § 13 erfüllen und Versagungsgründe für die Immatriku​lation nicht vorliegen. Mit der Immatrikulation wird die Mitgliedschaft als Student oder Studentin in der Hochschule begründet.

(2) Die Immatrikulation muss versagt werden, wenn der Studienbewerber oder die Studienbewerberin 

1. in einem zulassungsbeschränkten Studiengang nicht zugelassen wurde, 

2. die Zugangsvoraussetzungen zum Studium nicht erfüllt, 

3. die für den gewählten Studiengang erforderlichen Qualifikationsvoraussetzungen nicht nachweist, 

4. im gewählten Studiengang den Prüfungsanspruch verloren hat, 

5. die Erfüllung der im Zusammenhang mit der Immatrikulation entstehenden gesetzli​chen Verpflichtungen zur Zahlung von Gebühren oder Beiträgen nicht nachweist. 

(3) Die Immatrikulation kann versagt werden, wenn 

1. für Studienbewerber oder Studienbewerberinnen ein Betreuer oder eine Betreue​rin zur Besorgung aller Angelegenheiten bestellt worden ist, 

2. die für die Immatrikulation vorgeschriebenen Formen und Fristen nicht eingehal​ten werden, 

3. keine ausreichende Kenntnis der deutschen Sprache nachgewiesen wird. 

(4) Die Immatrikulation ist, soweit nicht eine Exmatrikulation erfolgt, aufzuheben, wenn 

1. sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung herbeigeführt wurde, 

2. sich nachträglich Immatrikulationshindernisse herausstellen, bei deren Bekannt​sein die Immatrikulation hätte versagt werden müssen. 

(5) Die Immatrikulation erfolgt in der Regel für einen Studiengang. Die lmmatrikulati​ons​ordnung der Hochschule regelt insbesondere Verfahren, Formen und Fristen der Immatrikulation, der Versagung und des Widerrufs der Immatrikulation, der Exmatri​kulation, Rückmeldung und Beurlaubung sowie die Angaben und Nachweise, die erforderlich sind, damit die Hochschule ihre Aufgaben erfüllen kann. 

(6) Die Hochschulen können zu einzelnen Lehrveranstaltungen Gasthörer und Gast​hörerinnen zulassen, auch wenn diese die Hochschulzugangsberechtigung nach § 13 nicht nachweisen können. Näheres regeln die Grundordnungen.

(7) Die Mitgliedschaft der Studierenden zur Hochschule endet mit der Exmatrikula​tion. Sie sind zu exmatrikulieren, wenn sie 

1. die Abschlussprüfung bestanden oder eine vorgeschriebene Prüfung endgültig nicht bestanden haben, sofern sie nicht innerhalb von zwei Monaten die Notwen​digkeit der Immatrikulation für die Erreichung eines weiteren Studienzieles nach​weisen, 

2.  wenn sie selbst einen Antrag stellen, 

3. Gebühren und Beiträge einschließlich der Sozialbeiträge zum Studentenwerk trotz schriftlicher Mahnung und Androhung der Exmatrikulation nicht gezahlt ha​ben. 

(8) Studierende können exmatrikuliert werden, wenn sie sich nicht fristgerecht zu​rückgemeldet haben.

Abschnitt 5

Personal der Hochschule

§ 16

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal

(1) Das hauptberufliche wissenschaftliche und künstlerische Personal besteht aus 

1. den Professorinnen und Professoren sowie den Juniorprofessorinnen und Junior​professoren,

2. den Hochschuldozentinnen und Hochschuldozenten,

3. den wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und 

4. den Lehrkräften für besondere Aufgaben.

(2) Das nebenberuflich tätige wissenschaftliche und künstlerische Personal besteht aus: 

1. den Honorarprofessoren, Honorarprofessorinnen, Honorardozenten und Hono​rar​dozentinnen, 

2. den Privatdozenten, Privatdozentinnen, außerplanmäßigen Professoren und au​ßer​planmäßigen Professorinnen, 

3. den Gastprofessoren, Gastprofessorinnen, Gastdozenten und Gastdozentinnen, 

4. den Lehrbeauftragten, 

5. den wissenschaftlichen, künstlerischen und studentischen Hilfskräften. 

(3) Das Ministerium kann den durchschnittlichen Umfang der Lehrverpflichtung des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals im Beamtenverhältnis, die Ge​wichtung der Lehrveranstaltungsarten sowie besondere Betreuungspflichten durch Verordnung regeln. Für im Angestelltenverhältnis beschäftigtes Personal sind ent​sprechende Verpflichtungen durch Vertrag festzulegen.

(4) Beschäftigungsmöglichkeiten für das hauptberufliche wissenschaftliche und künstlerische Personal sind in der Regel öffentlich auszuschreiben. Bei der Beset​zung und der Beförderung sollen Frauen bei gleichwertiger Qualifikation bevorzugt berücksichtigt werden, solange der Frauenanteil in der jeweiligen Berufsgruppe an der Hochschule 50 vom Hundert nicht erreicht hat.

§ 17

Nebentätigkeiten

(1) Wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeiten des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals der Hochschule außerhalb des Hauptamtes oder Hauptbe​rufes bedürfen keiner Genehmigung, soweit sie unentgeltlich ausgeübt werden. Ent​geltliche wissenschaftliche oder künstlerische Nebentätigkeiten dürfen nur nach An​zeige an das Präsidium der Hochschule durchgeführt werden. Die Ausübung des Hauptamtes oder Hauptberufes darf durch die Nebentätigkeit nicht beeinträchtigt werden.

(2) Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung Näheres regeln. 

§ 18

Aufgaben der Professorinnen und Professoren

(1) Professorinnen und Professoren nehmen die ihrer Hochschule jeweils obliegen​den Aufgaben in Wissenschaft und Kunst, Forschung und Lehre sowie Weiterbildung und Dienstleistung in ihren Fächern selbständig wahr und wirken an der Erfüllung der übrigen Hochschulaufgaben mit. Zu ihren Dienstaufgaben gehören auch die Ab​nahme von Prüfungen und die Studienberatung. Art und Um​fang ihrer Dienstaufga​ben, die unter dem Vorbehalt einer Überprüfung in angemessenen Zeitabständen stehen, richten sich unter Beachtung der Sätze 1 und 2 nach der Ausgestaltung des Dienstverhältnisses und der Funktionsbeschreibung der Stelle. Ihnen können über​wiegend Aufgaben in der Forschung, der künstlerischen Entwicklung oder in der Lehre übertragen werden.

(2) Das Präsidium kann Professorinnen und Professoren im Rahmen ihres Dienst​verhältnisses zur Sicherstellung des Lehrangebots verpflichten, in allen relevanten Studiengängen und an allen Standorten ihrer Hochschule Lehrveranstaltungen ab​zuhalten. Die Tätigkeit in anderen Hochschulen oder in Einrichtungen, mit denen die Hochschule zur Erfüllung ihrer Aufgaben kooperiert, bedarf der Zu​stimmung des Präsidiums.

(3) Das Präsidium kann Professorinnen und Professoren auf deren Antrag nach An​hörung der Fakultät in angemessenen Abständen für die Dauer von in der Regel ei​nem Semester ganz oder teil​weise für For​schungs- oder künstlerische Entwicklungs​vorhaben, für Aufgaben im Wissens- und Technologie​transfer sowie für Entwick​lungsaufgaben in der Lehre von anderen Dienstaufgaben frei​stellen. Das Gleiche gilt für die Wahrnehmung von praxisbezogenen Tätigkeiten, die Dienstaufgaben sind und die für die Aufgaben in der Lehre förderlich sind. Die Freistellung setzt die ord​nungsgemäße Vertretung des Faches voraus.

(4) Angehörige des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals mit Lehraufga​ben können nach vorheriger Anhörung, durch Weisung des nach der Grundordnung der jeweiligen Hochschule zuständigen Organs, verpflichtet werden, ihre Lehr- und Prüfungsverpflichtung an einer anderen Hochschule des Landes zu erbringen, wenn an der Hochschule, der sie zugeordnet sind, ein ihrer Lehrverpflichtung entsprechen​der Lehrbedarf nicht besteht und dies zur Gewährleitung des Lehrangebots an der anderen Hochschule erforderlich ist.

§ 19

Berufungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren

(1) Berufungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren sind

1.
ein abgeschlossenes Hochschulstudium,

2.
pädagogische Eignung,

3.
die besondere Befähigung zu vertiefter selbständiger wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch eine überdurchschnittliche Promotion oder durch eine Ha​bilitation nachgewiesen wird, oder die besondere Befähigung zu künstlerischer Arbeit und

4.
a)
zusätzliche wissenschaftliche Leistungen, die, sofern sie an der Hochschule erbracht worden sind, in der Regel im Rahmen einer Juniorprofessur, im Üb​rigen insbesondere im Rahmen einer Tätigkeit als wissenschaftliche Mitar​beiterin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter an einer Hochschule oder an ei​ner ausseruniversitären Forschungseinrichtung oder im Rahmen einer wis​senschaftlichen Tätigkeit in der Wirtschaft oder in einem anderen ge​sell​schaftlichen Bereich im In- oder Ausland erbracht werden,

b)
zusätzliche künstlerische Leistungen oder

c)
besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli​cher Erkennt​nisse und Methoden in einer mindestens fünfjährigen berufli​chen Praxis, von der mindestens drei Jahre außerhalb des Hochschulbe​reichs ausgeübt worden sein müssen.

(2) Auf eine Professur, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung erzie​hungswissen​schaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben vorsieht, soll nur berufen werden, wer zusätzlich eine dreijährige schul​praktische oder geeignete pädagogi​sche Erfahrung nachweist. Professorinnen und Professoren an Fachhochschulen und für Fachhochschulstudiengänge an anderen Hochschulen müssen die Einstel​lungs​voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 4 Buchst. c erfüllen; in besonders begründeten Ausnahme​fällen kann berufen werden, wer die Einstellungsvoraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 4 Buchst. a oder b erfüllt. Auf eine Professur mit ärztlichen oder zahn​ärztlichen Aufgaben kann nur berufen werden, wer zusätzlich die Anerkennung als Facharzt, -ärztin, -zahnarzt, -zahnärztin oder, soweit diese in dem jeweiligen Fach​gebiet nicht vorgesehen ist, eine ärztliche oder zahnärztliche Tätigkeit von mindes​tens fünf​jähriger Dauer nach Erhalt der Approbation, Bestallung oder Erlaubnis zur Berufs​ausübung nach​weist.

(3) Soweit es der Eigenart des Faches und den Anforderungen der Stelle entspricht, kann abwei​chend von den Absätzen 1 und 2 auch berufen werden, wer hervorra​gende fachbezogene Leistungen in der Praxis und pädagogische Eignung nachweist.

§ 20

Berufungsverfahren von Professorinnen und Professoren

(1) Professuren sind öffentlich auszuschreiben. Von einer Ausschreibung kann abge​sehen werden, wenn eine Juniorprofessorin oder ein Juniorprofessor auf eine Pro​fessur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten Be​schäftigungsverhältnis berufen werden soll oder wenn eine Professorin oder ein Professor auf Zeit im Anschluss an eine Erstberufung auf Dauer berufen werden soll; die Entscheidung trifft die für die Berufung von Professoren zuständige Stelle auf Vorschlag der Hochschule.

(2) Der Berufungsvorschlag wird von einer Beru​fungskommission vorbereitet. Beru​fungskommissionen sind nach Gruppen zusammenzusetzen. Mindestens 40 vom Hundert ihrer stimmberechtigten Mitglieder sollen Frauen sein, die Hälfte davon soll der Hochschullehrergruppe angehören; das Präsidium entscheidet über die Aus​nahmen im Ein​vernehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten. Im Übrigen regelt die Grundordnung das Verfahren zur Erstellung des Berufungsvorschlags. Die Mitwir​kung von Auswärtigen in den Berufungskommissi​onen, die Beteiligung der Gleich​stellungsbeauftragten am Verfahren, die Mitwirkung des Senats sowie die Befugnis des Präsidiums zur abschließenden Entscheidung über den Berufungsvorschlag sind zu gewährleisten. Dieser ist vom Präsidium zurückzuverweisen, wenn die Gleich​stellungsbeauftragte eine Verletzung des Gleichstellungsauftrags geltend macht; in gleicher Angelegenheit kann die Gleichstellungsbeauftragte einmal Widerspruch einlegen.

(3) Der Berufungsvorschlag soll drei Personen umfassen, ihre persönliche Eignung und fachliche Leistung besonders in der Lehre eingehend und vergleichend würdigen und die gewählte Reihenfolge begründen. Über die Leistungen in Wissenschaft oder Kunst einschließlich der Lehre sind Gutachten auswärtiger sachverständiger Perso​nen einzuholen, die in der Regel vergleichend zu allen Bewerbern Stellung nehmen sollen. Personen, die sich nicht beworben haben, kön​nen mit ihrem Einverständnis berücksichtigt werden. Bei einer Berufung auf eine Professur können Juniorprofesso​rinnen und Juniorprofessoren der eigenen Hochschule nur dann berücksichtigt wer​den, wenn sie nach der Promotion die Hochschule gewechselt hatten oder mindes​tens zwei Jahre außer​halb der berufenden Hochschule wissenschaftlich tätig waren. Bei der Berufung auf eine Professur können wissen​schaftliche und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der eigenen Hochschule nur in begrün​deten Aus​nahmefällen und wenn zusätzlich die Voraussetzungen des Satzes 4 vorliegen, be​rück​sichtigt werden.

(4) Professorinnen und Professoren werden auf Vorschlag der Hochschule nach § 67 Absatz 1 oder § 74 Absatz 2 berufen. 
(5) Das Präsidium kann ohne Durchführung eines Berufungsverfahrens eine geeig​nete Person beauftragen, eine Professur übergangsweise in einem öffentlich-rechtli​chen Dienstverhältnis eigener Art zu verwalten. Die Vorschriften des Beamtengeset​zes des Landes Sachsen-Anhalt und des Beamtenversorgungsgesetzes über die Versorgung der Ehrenbeamten sowie die für Professorinnen und Professoren im Beamtenverhältnis geltenden Vor​schriften dieses Gesetzes sind entsprechend an​zuwenden.

§ 21

Sonderregelungen für Professorinnen und Professoren

(1) Auf Professorinnen und Professoren im Beamtenverhältnis finden die Bestim​mungen über die Probezeit, die Laufbahnen, die Altersteilzeit und den einstweiligen Ruhestand sowie über die Ar​beitszeit mit Ausnahme der Vorschriften über Teilzeit​beschäftigung keine Anwendung. Das Präsidium kann eine regelmäßige oder plan​mäßige Anwesenheit anordnen. Nebentätigkeiten von teilzeitbe​schäftigten Professo​rinnen und Professoren dürfen zu​sammen mit dem Hauptamt nicht die allgemeine beamtenrechtliche Höchstgrenze der zeitlichen Inan​spruchnahme durch Hauptamt und Nebenbeschäftigung überschreiten.

(2) Der Eintritt in den Ruhestand erfolgt mit Ablauf des letzten Monats des Semes​ters, in dem die Altersgrenze erreicht wird; eine beantragte Entlassung aus dem Beamtenverhältnis kann bis zum Ablauf des Semesters hinausgeschoben werden. 
(3) Die Umsetzung, Abordnung, Teilabordnung und Versetzung von Professorinnen und Profes​soren ist ohne ihre Zustimmung möglich, wenn

1.
die Hochschule oder die Organisationseinheit, an der die betreffende Person tä​tig ist, aufgelöst oder mit einer anderen Hochschule oder einer anderen Organi​sationseinheit derselben oder einer anderen Hochschule zusammengeschlossen wird oder

2.
aufgrund der Aufhebung oder wesentlichen Änderung eines Studiengangs oder des Kapazitäts​abbaus im Rahmen der Entwicklungsplanung der Hochschule die Studien- oder Fachrichtung, in der sie tätig sind, oder Lehrangebote, an denen sie beteiligt sind, ganz oder teilweise aufgegeben oder in eine andere Organisa​tionseinheit derselben oder einer anderen Hochschule verlagert wer​den.

Die Abordnung und Teilabordnung von Professorinnen und Professoren ist ferner zulässig zur Erfül​lung von Lehraufgaben an einer anderen Hochschule aufgrund einer Kooperationsvereinbarung. Bei im Angestelltenverhältnis beschäftigten Profes​sorinnen und Professoren ist eine den Sätzen 1 und 2 entsprechende Regelung in den Arbeitsvertrag aufzunehmen.

(4) Im Beamtenverhältnis beschäftigte Professorinnen und Professoren mit ärztlichen oder zahnärztlichen Aufgaben können für die Dauer ihrer Tätigkeit im Dienst des Trägers ihrer Hochschule unter Wegfall der Bezüge in ein außertarifliches Ange​stelltenverhältnis beurlaubt werden. Satz 1 gilt entsprechend für beamtete Oberärz​tinnen und Oberärzte, die keine Professorinnen oder Professoren sind. 

(5) Die personellen und sächlichen Mittel, die über die Grundausstattung für For​schung und Lehre hinaus im Rahmen von Berufungs- und Bleibeverhandlungen zu​gesagt werden, stehen nach Ablauf von in der Regel fünf Jahren seit der Zusage unter dem Vorbehalt einer Überprüfung auf der Grundlage der Ergebnisse der Eva​luation, der Bestimmungen einer geänderten Zielvereinbarung und einer gegenwärti​gen Hochschulentwicklungsplanung. Zusagen können auch wiederholt befristet erteilt werden.

(6) Der akademische Titel „Professorin“ oder „Professor“ wird mit der Übertragung der Dienst​aufgaben einer Professur verliehen. Wer als Professorin oder Professor unbefristet beschäftigt war, darf den Titel auch nach dem Ausscheiden aus der Hochschule weiterführen. Die mit der Lehrbefug​nis verbundenen Rechte bleiben bestehen. 

§ 22

Professorinnen und Professoren auf Zeit

(1) Professorinnen und Professoren können auf Zeit berufen werden

1.
bei erstmaliger Berufung,

2.
für vorübergehend wahrzunehmende Aufgaben der Wissenschaft und Kunst, For​schung und Lehre sowie Dienstleistung,

3.
zur Gewinnung herausragend qualifizierter Wissenschaftlerinnen und Wissen​schaftler, Künstle​rinnen und Künstler oder Berufspraktikerinnen und Berufsprak​tiker,

4.
zur Wahrnehmung leitender Oberarztfunktionen oder zur selbständigen Vertre​tung eines Faches innerhalb einer Abteilung oder eines Zentrums,

5.
bei vollständiger oder überwiegender Deckung der Kosten aus Mitteln Dritter oder

6.
in Verbindung mit einer leitenden Tätigkeit in einer außerhochschulischen For​schungseinrichtung, die im Rahmen eines gemeinsamen Berufungsverfahrens besetzt wird.

(2) Die Beschäftigung auf einer Zeitprofessur erfolgt für die Dauer von höchstens fünf Jahren. Verlängerungen um jeweils bis zu fünf Jahre sind in den Fällen des Absatzes 1 Nrn. 2 bis 6 zulässig. 

(3) Beamtinnen und Beamten, die in eine Zeitprofessur berufen werden sollen, kann für diesen Zeitraum Sonderurlaub ohne Fortzahlung der Bezüge gewährt werden.

§ 23

Nebenberufliche Professorinnen und Professoren, außerplanmäßige Professo​rinnen und außerplanmäßige Professoren

(1) Professorinnen und Professoren können nebenberuflich in einem öffentlich-recht​lichen Dienst​verhältnis eigener Art mit weniger als der Hälfte der Lehrverpflichtung der hauptberuflich tätigen Pro​fessorinnen und Professoren befristet oder unbefristet beschäftigt werden. Die für hauptamtliche Professorinnen und Professoren im Beamtenverhältnis geltenden Regelungen dieses Gesetzes sowie des Beamtenge​setzes des Landes Sachsen-Anhalt sind entsprechend anzuwenden; die Vorschriften über Ne​bentätigkeiten finden mit Ausnahme derer zum Nutzungsentgelt keine An​wendung. Nebenberuflich beschäftigten Professorinnen und Professoren, bei denen eine selbständige oder abhängige Berufsausübung ganz oder teilweise an die Stelle der Forschung tritt, sol​len im Rahmen dieses Beschäftigungsverhältnisses überwie​gend Aufgaben in der Lehre übertragen werden.

(2) Das Ministerium kann auf Antrag der Universität einer Wissenschaftlerin oder ei​nem Wissenschaftler entsprechender Qualifikation nach in der Regel sechsjähriger Bewährung in Forschung und Lehre die Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin, außerplanmäßiger Professor“ verleihen. Eine entsprechende Regelung gilt auch für die Burg Giebichenstein Hochschule für Kunst und Design Halle. Die Verleihung kann widerrufen werden, wenn aus Gründen, die diese Person zu vertreten hat, zwei Jahre keine Lehre und Forschungstätigkeit ausgeübt wurde, es sei den, sie hat das 62. Lebensjahr vollendet.

§ 24

Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren

(1) Die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren haben die Aufgabe, sich durch die selbstän​dige Wahrnehmung der ihrer Hochschule obliegenden Aufgaben in Wis​senschaft und Kunst, For​schung und Lehre sowie Weiterbildung und Dienstleistung für die Berufung zu Professorinnen oder Professoren an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule zu qualifizieren. Die Vorausset​zungen hierfür sind bei der Ausgestaltung des Dienstverhältnisses und der Funktionsbeschreibung der Stelle zu gewährleisten.

(2) Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren sind 

1.
ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 

2.
pädagogische Eignung und 

3.
die besondere Befähigung zu vertiefter selbständiger wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die herausragende Qualität einer Promotion nachgewie​sen wird, oder die besondere Befä​higung zu selbständiger künstlerischer Arbeit. 

Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit ärztlichen oder zahnärztlichen Aufga​ben sollen zusätzlich die Anerkennung als Facharzt, -ärztin, -zahnarzt, zahn​ärztin oder, soweit diese in dem jeweili​gen Fachgebiet nicht vorgesehen ist, eine ärztliche oder zahnärztliche Tätigkeit von mindestens fünf Jahren nach Erhalt der Approbation, Bestallung oder Erlaubnis der Berufsausübung nachweisen. Auf eine Juniorprofessur, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung erziehungswissen​schaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben vorsieht, soll nur berufen werden, wer zusätzlich eine dreijährige schul​praktische oder geeignete pädagogische Erfahrung nachweist.

(3) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden vom Präsidium auf Vor​schlag des Fa​kultätsrats bestellt. Der Vorschlag wird von einer Auswahlkommission der Fakultät, die wie eine Be​rufungskommission zusammengesetzt ist, unter Einbe​ziehung von Gutachten auswärtiger sachver​ständiger Personen erstellt. Der Vor​schlag ist zurückzuverweisen, wenn die Gleichstellungsbeauf​tragte eine Verletzung des Gleichstellungsauftrags geltend macht; in gleicher Angelegenheit kann die Gleichstellungsbeauftragte nur einmal Widerspruch einlegen.

(4) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden für die Dauer von drei Jah​ren beschäf​tigt. Das Dienstverhältnis kann vom Präsidium auf Vorschlag des Fakul​tätsrats um bis zu drei Jahre verlängert werden, wenn eine Lehrevaluation und eine auswärtige Begutachtung der Leistungen in Forschung oder Kunst dies rechtfertigen. Andernfalls kann das Dienstverhältnis um bis zu ein Jahr verlängert werden. Die Sonderregelungen für Professorinnen und Professoren gelten entsprechend.

(5) Sofern vor oder nach der Promotion eine Beschäftigung als wissenschaftliche Mitarbeiterin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter oder wissenschaftliche Hilfskraft er​folgt ist, sollen Promotions- und Beschäftigungsphase zusammen nicht mehr als sechs Jahre, im Bereich der Medizin nicht mehr als neun Jahre betragen haben. Verlängerungen nach § 57 b Abs. 4 Nrn. 1 und 3 bis 5 HRG bleiben hierbei außer Betracht; § 57 b Abs. 2 Satz1 HRG gilt entsprechend.

(6) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren führen die Bezeichnung „Juniorpro​fessorin“ oder „Juniorprofessor“. Liegen die Voraussetzungen für eine Verlängerung nach Absatz 4 vor, so kann die Juniorprofessorin oder der Juniorprofessor nach Ab​lauf des Dienstverhältnisses, so lange sie oder er Aufgaben in der Lehre wahrnimmt, die Bezeich​nung „außerplanmäßige Professorin“ oder „außerplanmäßiger Professor“ führen.

§ 25

Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

(1) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erbringen wissenschaftliche Dienstleis​tungen, indem sie weisungsgebunden an der Aufgabenerfüllung der Hoch​schule, insbesondere in Wissenschaft, Forschung, Lehre und Weiterbildung mitwir​ken. Soweit es zur Gewährleistung des Lehrangebots notwendig ist, kann ihnen auch die Vermittlung von Fachwissen, praktischen Fertigkeiten und wissenschaftlicher Methodik als wissen​schaftliche Dienstleistung in der Lehre übertragen werden. Ein​stellungsvoraussetzung ist im Regelfall ein abgeschlossenes Hochschulstudium.

(2) Soll das Arbeitsverhältnis auch die wissenschaftliche Weiterqualifikation ermögli​chen, ist be​fristet beschäftigten wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Rahmen der Dienstauf​gaben Gelegenheit zu selbständiger vertiefter wissen​schaftlicher Arbeit zu geben.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ent​spre​chend. 

(4) Hauptberuflich an der Hochschule tätige Personen mit ärztlichen oder zahnärztli​chen Aufgaben, die keine Mitglieder der Hochschullehrergruppe sind, gehören zur Mitarbeitergruppe, wenn sie zugleich Aufgaben in Forschung und Lehre zu erfüllen haben.

(5) Für wissenschaftliche und künstlerische Dienstleistungen auf Dauer  werden wis​senschaftliche oder künstlerische Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen  als Akademischer Rat oder Akademische Rätin beschäftigt (Funktionsstellen). Mit wissenschaftlichen oder künstlerischen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen sind befristete Arbeitsverhält​nisse zu begründen, wenn die Beschäftigung der Weiterbildung oder der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung dient (Qualifikationsstellen). 

§ 26

Lehrkräfte für besondere Aufgaben; Lektorinnen und Lektoren

(1) Lehrkräfte für besondere Aufgaben vermitteln überwiegend praktische Fertigkei​ten und Kenntnisse, deren Vermittlung nicht Fähigkeiten erfordert, die für eine Ein​stellung als Profes​sorin oder Professor vorausgesetzt werden. Das Präsidium kann ihnen auf Antrag der Fakultät Lehraufgaben zur selbständigen Wahrnehmung über​tragen.

(2) Lektorinnen und Lektoren sind Lehrkräfte für besondere Aufgaben, die selbstän​dig Lehrver​anstaltungen insbesondere in den lebenden Fremdsprachen und zur Landeskunde durchführen. Sie sollen ein abgeschlossenes Hochschulstudium nach​weisen und eine zu vermittelnde lebende Sprache als Muttersprache sprechen.

§ 27

Wissenschaftliche und künstlerische Hilfskräfte; studentische Hilfskräfte

(1) Wissenschaftliche und künstlerische sowie studentische Hilfskräfte üben Hilfstä​tigkeiten für Forschung und Lehre aus und unterstützen Studierende in Tutorien. Sie können auch mit Aufgaben in Verwaltung, technischem Betriebsdienst, Rechenzent​ren, Bibliotheken und in der Krankenversorgung beschäftigt werden, wenn sie dabei mit dem absolvierten Studium zu​sammenhängende Kenntnisse und Fähigkeiten nutzen können oder wenn die Tätigkeit fachlich als vorteilhaft für das Studium be​trachtet werden kann.

(2) Wissenschaftliche und künstlerische sowie studentische Hilfskräfte werden in be​fristeten Arbeitsverhältnissen mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit der Angestellten im öffentlichen Dienst beschäftigt. Die Einstellung als wissenschaft​liche oder künstleri​sche Hilfskraft setzt den Abschluss eines Hochschulstudiums voraus. Als studentische Hilfskraft kann eingestellt werden, wer in einem Studien​gang immatrikuliert ist, der zu einem berufsqualifizierenden Abschluss führt; das Ar​beitsverhältnis endet spätestens mit der Exmatrikulation.

§ 28

Lehrbeauftragte

(1) Das Präsidium kann auf Antrag der Fakultät befristete Lehraufträge erteilen. Lehrbeauftragte nehmen die ihnen übertragenen Lehraufgaben selbständig wahr.

(2) Lehraufträge werden in einem öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis wahrge​nommen. Die Vorschriften des Beamtengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt und die Vorschriften des Beamtenversorgungsgesetzes über die Ver​sorgung der Ehren​beamten gelten entsprechend. 

(3) Mitglieder der Hochschule können mit Ausnahme der wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Lehraufträge an der eigenen Hoch​schule nur bei Lehrangeboten des Weiterbildungsstudiums erhalten.

§ 29

Honorarprofessur; Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler

(1) Die Hochschule kann Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren bestellen. Diese sollen Lehrveranstaltungen anbieten und können an Prüfungen und an der Forschung beteiligt werden. Sie stehen in einem öffentlich- rechtli​chen Rechtsver​hältnis zur Hochschule und sind berechtigt, den Titel „Honorarprofessorin“ oder „Ho​no​rarprofessor“ zu führen. Die Bestellung und den Widerruf regelt eine Ordnung. 

(2) Auf Vorschlag der Fakultät kann das Präsidium geeignete Personen in einem öf​fentlich- rechtlichen Dienstverhältnis als Gastwissenschaftlerin oder Gastwissen​schaftler mit der befristeten Wahrnehmung von Aufgaben in Lehre, Forschung, Wei​terbildung und Kunst beauftragen. Ihnen kann eine Vergütung gewährt werden.

Abschnitt 6

Die Hochschule als Körperschaft

§ 30

Selbstverwaltung

Die Hochschule ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts und zugleich staatliche Einrichtung. Sie hat das Recht der Selbstverwal​tung. Sie regelt ihre Angelegenheiten in der Grundordnung und anderen Ordnungen.

§ 31

Mitgliedschaft und Mitwirkung

(1) Mitglieder der Hochschule sind die an der Hochschule nicht nur vorübergehend oder gast​weise hauptberuflich Tätigen, die eingeschriebenen Studierenden sowie die Doktorandinnen und Dokto​randen. Hauptberuflich ist die Tätigkeit, wenn die Arbeits​zeit oder der Umfang der Dienstaufgaben mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit oder der Hälfte des durchschnittlichen Umfangs der Dienstaufgaben des entsprechenden vollbeschäftigten Personals entspricht. Nicht nur vorüber​gehend ist eine Tätigkeit, die auf mehr als sechs Monate innerhalb eines Jahres angelegt ist. Mitglieder sind auch Professorinnen und Professoren sowie Juniorprofessorinnen und Juniorprofes​soren, die nach einer gemeinsamen Berufung mit einer For​schungseinrichtung außerhalb des Hoch​schulbereichs oder im Rahmen von Koope​rations​vereinbarungen dienstliche Aufgaben an der Hoch​schule wahrnehmen. 
(2) Die Mitglieder der Hochschule haben das Recht und die Pflicht, an der Selbstver​waltung und der Erfüllung der Aufgaben der Hochschule in Organen, beratenden Gremien und Kommissionen mit besonderen Aufgaben mitzuwirken. Die Mitwirkung muss gemäß § 37 HRG in der Grundordnung und anderen Ordnungen geregelt wer​den. Je eine Mitgliedergruppe bilden für ihre Vertretung in den nach Gruppen zu​sammengesetzten Organen und Gremien:

1. 
die Professorinnen und Professoren, die Juniorprofessorinnen und Juniorprofesso​ren sowie die Hochschuldozentinnen und Hochschuldozenten (Hochschullehrergruppe),

2. 
die wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie die Doktorandinnen und Doktoranden (Mitarbeitergruppe),

3. 
die Studierenden (Studierendengruppe) und

4. 
die sonstigen hauptberuflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Kommissionen sind nur dann nach Gruppen zusammenzusetzen, wenn dies im Ge​setz oder der Grundordnung so bestimmt ist.

(3) Wer an der Hochschule tätig ist, ohne ihr Mitglied zu sein, ist Angehöriger der Hochschule. Die Grundordnung kann weitere Personen zu Angehörigen bestimmen. Angehörige besitzen das aktive Wahlrecht.  Die Grundordnung regelt die weiteren Rechte und die Pflichten der Angehörigen, an der Selbstverwaltung und der Erfüllung der Aufgaben der Hochschule mitzuwirken. 

(4) Wahlen erfolgen in freier, gleicher und geheimer Wahl und in der Regel nach den Grundsät​zen der personalisierten Verhältniswahl. Bei der Aufstellung von Wahlvor​schlägen sollen Frauen zu einem Anteil von mindestens 50 vom Hundert berücksich​tigt werden. 

(5) Bei Besetzungen von Organen, Gremien und Kommissionen, die nicht aufgrund einer Wahl erfolgen, sollen beide Geschlechter angemessen berücksichtigt werden. Mindestens 40 vom Hundert der stimmberechtigten Mit​glieder sollen Frauen bzw. Männer sein. 

(6) Nach Ablauf einer Amtszeit sind die Geschäfte bis zum Beginn einer neuen Amtszeit fortzuführen.

§ 32

Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Die Hochschulen dürfen von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern und Mitgliedern sowie Angehörigen, die nicht in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis zu ihr stehen, diejenigen perso​nenbezogenen Daten verarbeiten, die für die Einschrei​bung, die Teilnahme an Lehrveranstaltungen und Prüfungen, die Nutzung von Hoch​schuleinrichtungen sowie die Kontaktpflege mit ehemaligen Mitgliedern und Angehö​rigen erforderlich und durch Ordnungen festgelegt sind. Durch Ordnungen der Hoch​schule kann die Pflicht zur Verwendung von mobilen Speichermedien begründet werden, die der automatischen Datenerfassung oder -verarbei​tung insbesondere für Zwecke der Zutrittskontrolle, Identitätsfeststellung, Zeiterfassung, Abrechnung oder Bezahlung dienen. Die Hochschulen dürfen die Daten auch zur Erfüllung ihrer übri​gen Aufgaben und zur Evaluation verarbeiten.

(2) Die Hochschulen können von ihren Mitgliedern und Angehörigen personenbezo​gene Daten auch zur Beurteilung der Bewerbungssituation von Absolventinnen und Absolventen, der Lehr- und Forschungstätigkeit, des Studienangebots sowie des Ablaufs von Studium und Prüfung verarbeiten. Hierfür können durch Ordnungen der Hochschule Auskunftspflichten begründet und Erhebungen ohne Einwilligung der Betroffenen zugelassen werden. Dabei sind der Zweck, der Inhalt und Umfang der Auskunftspflicht, die Erhebungsmerkmale und das Erhebungsverfahren festzulegen. Die Daten sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu anonymisieren. Das Ministerium kann zu hochschulsta​tistischen Zwecken Maßnahmen nach Satz 1 verlangen und dabei zur Sicherstellung der hochschulüber​greifenden Vergleichbarkeit Vorgaben zum Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm sowie zu den einzelnen Erhebungs​merkmalen machen.

§ 33

Studierendenschaft

(1) Die Studierenden wirken an der Selbstverwaltung der Hochschule, insbesondere in den Kommissionen für Studium und Lehre, mit. Sie bilden die Studierendenschaft. Die Studie​rendenschaft ist eine rechtsfähige Teilkörperschaft der Hochschule mit dem Recht der Selbstverwal​tung. Sie hat insbesondere die hochschulpolitischen, sozialen und kulturellen Belange der Studieren​den in Hochschule und Gesellschaft wahrzunehmen. Sie hat die Aufgabe, die politische Bildung der Studierenden und die Verwirklichung der Aufgaben der Hochschule zu fördern. In diesem Sinne nimmt sie für ihre Mitglieder ein politisches Mandat wahr.

(2) Aufgaben, Zuständigkeit und Zusammensetzung der Organe der Studierenden​schaft und ih​rer Gliederungen regelt die Organisationssatzung der Studierenden​schaft. Das Wahlrecht zu den Organen der Studierendenschaft wird in freier, gleicher und geheimer Wahl nach den Grundsätzen der personalisierten Verhältniswahl aus​geübt. Das Nähere regelt die Wahlordnung der Studierenden​schaft.

(3) Die Studierenden entrichten zur Erfüllung der Aufgaben der Studierendenschaft für jedes Semester Beiträge, die von der Hochschule unentgeltlich für die Studieren​denschaft erhoben werden. Die Höhe setzt die Studierendenschaft durch eine Bei​tragsordnung fest. Die Beiträge werden erst​mals bei der Einschreibung fällig und dann jeweils mit Ablauf der durch die Hochschule festgelegten Rückmeldefrist.

(4) Die Studierendenschaft hat ein eigenes Vermögen; für ihre Verbindlichkeiten haftet sie nur mit diesem Vermögen. Das Finanzwesen der Studierendenschaft rich​tet sich nach einer von ihr zu beschließenden Finanzordnung. Das Präsidium kann Rahmenvorgaben für die Finanzordnung erlassen. Verstößt eine Studierenden​schaft in ihrer Haushalts- und Wirtschaftsführung gegen die Finanzordnung, kann das Prä​sidium eine befristete Verfügungssperre über das Vermögen der Studierendenschaft erlassen. 

Abschnitt 7

Organisation

§ 34

Landeshochschulrat

(1) Das Ministerium errichtet im Benehmen mit dem für Hochschulfragen zuständigen Landtagsausschuss einen Landeshochschulrat. Zu seinen Aufgaben gehört die Be​ratung 

1. in grundsätzlichen Angelegenheiten, 

2. bei der Entscheidungsfindung zur Hochschulentwicklungsplanung des Landes und 

3. zu ausgewählten Fragen der Wissenschafts- und Hochschulentwicklung. 

(2) Der Landeshochschulrat kann vor dem Abschluss von Zielvereinbarungen im Konfliktfall als Schlichtungsstelle fungieren.

(3) Der Landeshochschulrat besteht aus sieben Mitgliedern, von denen mindestens drei Frauen sein sollen. Die Hochschulen bestellen vier, das Ministerium drei Mitglie​der, die nicht Mitglieder der Hochschulen oder Angehörige des Ministeriums sein dürfen. Bestellt und gewählt werden können Personen aus Wissenschaft, Verwal​tung, Kultur, Wirtschaft oder Politik, die mit dem Hochschulwesen vertraut sind. 

§ 35

Organe und Organisationseinheiten

(1) Zentrale Organe der Hochschule sind das Präsidium, der Senat und der Hoch​schulrat gemäß § 66 oder der Stiftungsrat gemäß § 76.

Die Grundordnung kann bestimmen, dass ein Konzil gebildet wird. 

Diesem können Aufgaben übertragen werden, die nicht durch dieses Gesetz einem anderen Organ abschließend zugewiesen sind. Dazu zählen insbesondere 

· die Erörterung von hochschulpolitischen Grundsatzfragen, 

· die Erörterung über die langfristige Entwicklungskonzeption der Hochschule, 

· die Stellungnahme zur Leistungsentwicklung der Hochschule und zu ihren Koopera​tionsbeziehungen, 

· die Beratung des Rechenschaftsberichtes der Präsidentin oder des Präsidenten und 

· die Erörterung von Angelegenheiten, die der Senat zuweist.

(2) Die Hochschule gliedert sich in Fakultäten oder andere Organisationseinheiten, die möglichst fächerübergreifend die Aufgaben der Hochschule in Forschung, Kunst, Lehre, Weiterbildung und Dienstleistung erfüllen. Die die Fakultäten betreffenden Vorschriften dieses Gesetzes sind auf ver​gleichbare Organisationseinheiten entspre​chend anzuwenden. 

(3) Organe der Fakultät sind das Dekanat und der Fakultätsrat. Werden an einer Hochschule keine Fakultäten oder andere Organisationseinheiten gebildet, so neh​men Präsidium und Senat zu​sätzlich die Aufgaben von Dekanat und Fakultätsrat wahr. 

§ 36

Präsidium

(1) Das Präsidium leitet die Hochschule in eigener Verantwortung. Es hat die Ent​wicklung der Hochschule zu gestalten und dafür Sorge zu tragen, dass die Hoch​schule ihre Aufgaben erfüllt. Das Präsidium ist für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht durch dieses Gesetz einem anderen Organ zugewiesen sind; es entschei​det insbesondere über

1.
den Abschluss einer Zielvereinbarung nach Stellungnahme des Senats, 

2.
den Wirtschaftsplan,

3.
die aufgaben- und leistungsorientierte Mittelbemessung in der Hochschule,

4.   a) die Errichtung, Änderung oder Aufhebung von Fakultäten nach Stellungnahme  des Senats und

b) die Gliederung einer Fakultät auf Vorschlag des jeweiligen Dekanats, 

sowie

5.
die Einführung, wesentliche Änderung und Schließung von Studiengängen nach Stellungnahme des Senats.

(2) Das Präsidium kann in dringenden Fällen den Senat kurzfristig einberufen, die kurzfristige Einberufung jedes anderen Organs veranlassen und verlangen, dass über bestimmte Gegenstände unter seiner Mitwirkung beraten und in seiner Anwe​senheit entschieden wird. Kann die Entscheidung nicht rechtzeitig herbeigeführt wer​den, so trifft das Präsidium die erforderlichen Maßnahmen selbst und unterrichtet das zuständige Organ unverzüglich über die getroffenen Maßnahmen. 

(3) Das Präsidium wahrt die Ordnung in der Hochschule und übt das Hausrecht aus. Ihm obliegt die Rechtsaufsicht über die Organe der Hochschule und der Studieren​denschaft. Die rechtsaufsichtli​chen Befugnisse des Trägers gelten entsprechend. Rechtsaufsichtliche Maßnahmen sind ihm anzu​zeigen.

(4) Dem Präsidium gehört neben der Präsidentin oder dem Präsidenten mindestens eine hauptamtliche Vizepräsidentin oder ein hauptamtlicher Vizepräsident an. Die Grundordnung be​stimmt die Zahl weiterer hauptamtlicher oder nebenamtlicher Vize​präsidentinnen und Vizepräsidenten. Die Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten nehmen die Aufgaben in ihrem Geschäftsbereich selb​ständig wahr. Die Personal​verwaltung und die Finanzverwaltung sind im Präsidium hauptamtlich wahrzuneh​men. 

§ 37

Präsidentinnen und Präsidenten

(1) Die Präsidentin oder der Präsident vertritt die Hochschule nach außen, führt den Vorsitz im Präsidium und legt die Richtlinien für das Präsidium fest. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident wird durch den Senat gewählt. Der Senat richtet zur Vorbereitung des Wahlvorschlags eine Findungskommission ein, die zu gleichen Teilen aus Vertreterinnen und Vertretern der Hochschule sowie des Hoch​schulrats oder des Stiftungsrats zusammengesetzt ist. Eine Ordnung regelt das Nä​here zum Verfahren. Vorgeschlagen werden kann, wer zum Zeitpunkt der beabsich​tigten Einstellung das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und eine abgeschlos​sene Hochschulausbildung vorweisen kann. 

(3) Die Ernennung oder Bestellung erfolgt in ein Beamtenverhältnis auf Zeit für eine Amtsdauer von mindestens vier und höchstens sechs Jahren oder in ein entspre​chend befristetes Angestelltenver​hältnis. Wiederwahl ist möglich. Näheres regelt die Grundordnung. Die Rechte und Pflichten der beamteten Präsidentinnen und Präsi​denten ergeben sich aus den für Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit geltenden Bestimmungen, soweit nicht nachfolgend etwas anderes bestimmt ist. 

(4) Die vertraglichen Rechte und Pflichten der im Angestelltenverhältnis beschäftig​ten Prä​si​dentinnen und Präsidenten sind in Anlehnung an die der beamteten auszu​gestalten. 

(5) Werden Professorinnen oder Professoren der Hochschule oder einer anderen Hochschule im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu Präsidentinnen oder Präsiden​ten gewählt, so können diese auch für die Dauer der Amtszeit von ihren Professore​nämtern beurlaubt werden. Werden Professorinnen oder Professoren außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes berufen, werden sie mit ihrer Ernennung zur Präsidentin oder zum Präsidenten gleichzeitig als Professorin oder Professor über​nommen und aus diesem Dienstverhältnis beurlaubt. 

§ 38

Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten

§ 37 Abs. 2 gilt für Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten entsprechend mit der Maßgabe, dass der Vorschlag der Findungskommission im Einvernehmen mit der Prä​sidentin oder dem Präsidenten erfolgt. § 37 Abs. 3 bis 5 gilt für hauptamtliche oder hauptberufliche Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten entsprechend. Für an​dere Vizeprä​sidentinnen und Vizeprä​sidenten kann die Grundordnung eine kürzere Amtszeit vorsehen. 

§ 39

Abwahl von Mitgliedern des Präsidiums

Der Senat kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder einzelne Mit​glieder des Präsidiums abwählen. Die Beurlaubung gemäß § 37 Abs. 5 wird damit vorzeitig beendet. Eine Ordnung regelt das Nä​here zum Verfahren.

§ 40

Senat 

(1) Der Senat beschließt die Ordnungen der Hochschule, soweit diese Zuständigkeit nicht nach diesem Gesetz oder der Grundordnung der Fakultät zugewiesen ist. Er beschließt die Grundord​nung und ihre Änderungen mit einer Mehrheit von zwei Drit​teln seiner Mitglieder. Die Grundordnung und ihre Änderungen bedürfen der Geneh​migung durch das Ministerium. Äußert sich das Ministerium nicht innerhalb von zwei Monaten, gilt die Grundordnung als genehmigt.

(2) Der Senat wählt die Mitglieder des Präsidiums und beschließt über ihre Abwahl.

(3) Der Senat nimmt zum Entwurf des Präsidiums für eine Zielvereinbarung nach Anhörung der Organisationseinheiten Stellung und ist über den Abschluss einer Ziel​vereinbarung zu informieren.

(4) Der Senat beschließt die Entwicklungsplanung sowie den Frauenförderplan im Einvernehmen mit dem Präsidium. Er nimmt zu allen Selbst​verwaltungsangelegen​heiten von grundsätzlicher Bedeutung Stellung, insbesondere zur Errichtung, Ände​rung und Aufhebung von Fakultäten sowie zur Einführung, wesentlichen Änderung und Schließung von Studiengängen. Das Präsidium ist in allen Angelegenheiten der Selbstverwaltung in seiner Entscheidungszuständigkeit dem Senat re​chen​schafts​pflichtig. Die Präsidentin bzw. der Präsident oder der Senat können ständige und zeitweilige Kommissionen bilden.

(5) Der Senat hat gegenüber dem Präsidium ein umfassendes Informationsrecht. Er ist vor ei​nem Beschluss über den Wirtschaftsplan zu hören.

(6) Dem Senat gehören 13 Mitglieder mit Stimmrecht an. Nach Maßgabe der Grund​ordnung können dem Senat in einer Hochschule mit mehr als 150 Planstellen für Professorenämter bis zu 19 Mitglieder mit Stimmrecht angehören. Sie werden nach Gruppen direkt gewählt. Die Präsidentin oder der Präsident führt ohne Stimmrecht den Vorsitz. Die Hochschullehrergruppe muss über eine Stimme mehr als die ande​ren Gruppen zusammen verfügen. Bei der Entscheidung in Angelegenhei​ten, die die Bewertung der Lehre betreffen, werden die Stimmen der Mitglieder der Studierenden​gruppe doppelt gezählt; in diesen Angelegenheiten hat die Gruppe der sonstigen hauptberuflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kein Stimmrecht.

§ 41

Gleichstellungsbeauftragte

(1) Die Gleichstellungsbeauftragten der Hochschulen und der Fachbereiche wirken auf die Herstellung der Chancengleichheit für Frauen und Männer und auf die Ver​meidung von Nachteilen für weibliche Angehörige der Hochschule hin. Zu ihren Auf​gaben gehört auch die Verwirklichung des Zieles, dass Frauen in angemessener Weise in den Organen und Gremien der Hochschule vertreten sind. Sie fördern die Einbeziehung von Themen der Frauenforschung in die wissenschaftliche Arbeit der Hochschulen. Die Gleichstellungsbeauftragten wirken in allen Angelegenheiten, die die weiblichen Hochschulangehörigen betreffen, insbesondere bei bevorstehenden Personalmaßnahmen mit. Sie sind rechtzeitig und umfassend zu informieren und zu beteiligen; sie können Bewerbungsunterlagen einsehen.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragten der Hochschulen sind ehrenamtlich tätig. Sie sind auf ihren Antrag teilweise, bei Hochschulen mit mehr als 1.500 Personalstellen ganz, von ihren Dienstaufgaben freizustellen. Sie sollen dem hauptberuflichen wis​senschaftlichen und künstlerischen Personal angehören. Die Gleichstellungsbeauf​tragten der Hochschulen und deren Stellvertretung werden von den weiblichen Mit​gliedern der Hochschule für zwei Jahre gewählt. Sie nehmen auch die Aufgaben und Rechte der hauptamtlichen Gleichstellungsbeauftragten entsprechend § 15 des Frauenfördergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Mai 1997 (GVBl. LSA S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Juli 2003 (GVBl. LSA S.158), wahr und arbeiten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit den Gleichstellungsbeauftragten der Fachbereiche zusammen. Sie berichten jährlich hochschulöffentlich über den Stand ihrer Tätigkeit.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragten der Hochschulen sind berechtigt, an allen Sit​zungen der Kollegialorgane beratend teilzunehmen. Sie können die Befassung mit Angelegenheiten verlangen, die zu ihrem Aufgabengebiet gehören. In Wahrnehmung ihrer Aufgaben können die Gleichstellungsbeauftragten einer Entscheidung eines Organs, die gegen ihre Stellungnahme getroffen worden ist, binnen zwei Wochen widersprechen. Das Organ der Hochschule kann seine Entscheidung bestätigen, ändern oder aufheben. Diese Entscheidung kann frühestens eine Woche nach der Einlegung des Widerspruchs getroffen werden. Eine Entscheidung, die gegen die Stellungnahme der Gleichstellungsbeauftragten getroffen worden ist, darf von dem Organ der Hochschule erst ausgeführt werden, wenn 

1. die Frist für den Widerspruch verstrichen ist, ohne dass die Gleichstellungsbeauf​tragten der Entscheidung widersprochen haben, oder

2. das Organ der Hochschule die Entscheidung nach einem Widerspruch bestätigt, geändert oder aufgehoben hat.

Sätze 5 und 6 gelten nicht in unaufschiebbaren Angelegenheiten. Im Falle ihrer Ver​hinderung werden diese Rechte von ihren Vertreterinnen oder Vertretern wahrge​nommen.

(4) Die Gleichstellungsbeauftragten der Fachbereiche und deren Stellvertretung wer​den von den weiblichen Mitgliedern des Fachbereichs für zwei Jahre gewählt. Die Wahl soll gleichzeitig mit der Wahl zum Fachbereichsrat durchgeführt werden. Die Gleichstellungsbeauftragten der Fachbereiche nehmen an allen Sitzungen der Kolle​gialorgane des Fachbereichs beratend teil. Sie können die Befassung mit Angele​genheiten verlangen, die zu ihrem Aufgabengebiet gehören. Stellungnahmen der Gleichstellungsbeauftragten der Fachbereiche sind den Unterlagen beizufügen. Die Gleichstellungsbeauftragten der Fachbereiche können auf ihren Antrag von ihren Dienstaufgaben teilweise freigestellt werden. Für die weiblichen Beschäftigten, die nicht einem Fachbereich der Hochschule als Mitglied zugeordnet sind, sind ebenfalls Gleichstellungsbeauftragte und deren Stellvertretung zu wählen.

(5) Die gewählten Gleichstellungsbeauftragten bilden unter Vorsitz der Gleichstel​lungsbeauftragten der Hochschule die Frauenkommission. Sie unterstützt die Gleich​stellungsbeauftragten bei ihrer Arbeit.

(6) Die Hochschule stattet die Gleichstellungsbeauftragten nach Maßgabe der ge​setzlichen Aufgaben personell und sächlich in angemessenem Umfang aus.

§ 42

Behindertenbeauftragte oder Behindertenbeauftragter

Für behinderte Hochschulmitglieder ist vom Senat eine Beauftragte oder ein Beauf​tragter zu bestellen. Die Aufgaben umfassen die Mitwirkung bei der Planung und Or​ganisation der Lehr- und Studienbedingungen nach den Bedürfnissen behinderter Mitglieder und Angehöriger der Hochschule, bei der studien- und berufsvorbereiten​den Beratung sowie bei der Ausführung notwendiger behinderungsgerechter techni​scher und baulicher Maßnahmen. Behindertenbeauftragte sind berechtigt, an allen Sitzungen der Kollegialorgane beratend teilzunehmen. Beauftragte für Behinderte haben das Recht zur notwendigen und sachdienlichen Information, zum Einbringen von Vorschlägen und zur Stellungnahme in allen Angelegenheiten, die die Belange der Behinderten in der Hochschule unmittelbar berühren.

§ 43

Dekanat

(1) Wenn an der Hochschule Fakultäten gebildet werden, so leitet das Dekanat die Fakultät. Es ist in allen Angelegenheiten der Fakultät zuständig, soweit dieses Ge​setz nichts anderes bestimmt. Das Dekanat setzt die Entscheidungen des Fakultäts​rats um und ist ihm verantwortlich. Es kann in dringenden Fällen den Fakultätsrat einberufen und verlangen, dass über bestimmte Gegenstände unter seiner Mitwir​kung beraten und in seiner Anwe​senheit entschieden wird. Kann die Entscheidung nicht rechtzeitig herbeigeführt werden, so trifft das Dekanat die erforderlichen Maß​nahmen selbst und unterrichtet Fakultätsrat und Präsidium unverzüg​lich von der getroffenen Maßnahme.

(2) Das Dekanat hat rechtswidrige Entscheidungen des Fakultätsrats zu beanstan​den und ihre Aufhebung oder Änderung zu verlangen. Eine Beanstandung hat auf​schiebende Wirkung. Schafft der Fakultätsrat keine Abhilfe, so hat das Dekanat das Präsidium zu informieren.

(3) Dem Dekanat gehören die Dekanin oder der Dekan, mindestens eine  Studiende​kanin oder ein Studiendekan und weitere Mitglieder an. Die Dekanin oder der Dekan sitzt dem Dekanat vor, vertritt die Fakultät innerhalb der Hochschule und legt die Richtlinien für das Dekanat fest. Sie oder er wirkt unbeschadet der Zuständigkeiten einer Studiendekanin oder eines Studiendekans darauf hin, dass die Mitglieder und Angehörigen der Fakultät ihre Aufgaben erfüllen. Die Grundordnung bestimmt die Amtszeit der Mitglieder des Dekanats; sie soll mindestens vier Jahre betragen. Die Dekanin oder der Dekan kann nach Maßgabe der Grundordnung für die Dauer der Amtszeit von den dienstlichen Aufgaben als Professorin oder Professor freigestellt wer​den.

(4) Der Fakultätsrat beschließt nach Maßgabe der Grundordnung die Zahl der Mit​glieder des Dekanats und wählt dessen Mitglie​der. Als Dekanin oder Dekan ist eine Professorin oder ein Professor der Fakultät wählbar.  Der Fakultätsrat kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder einzelne Mitglieder des Dekanats ab​wählen; Satz 2 gilt entsprechend. Hat der Fakultätsrat ein Mitglied des Dekanats mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglieder abgewählt, so bedarf es keiner Bestätigung durch das Präsidium. Eine Ordnung regelt das Nähere zum Verfahren der Wahl und Abwahl der Mitglieder des Dekanats. 

§ 44

Fakultätsrat

(1) Der Fakultätsrat entscheidet in Angelegenheiten der Forschung und Lehre von grundsätzli​cher Bedeutung. Er beschließt die Ordnungen der Fakultät, insbesondere die Studien- und Prüfungs​ordnungen, und nimmt zur Einführung, wesentlichen Ände​rung und Schließung von Studiengängen gegenüber dem Präsidium Stellung. 

(2) Dem Fakultätsrat gehören nach Maßgabe der Grundordnung bis zu 13 Mitglieder mit Stimm​recht an. Sie werden nach Gruppen direkt gewählt. Die Dekanin oder der Dekan führt ohne Stimm​recht den Vorsitz. Die Hochschullehrergruppe muss über eine Stimme mehr als die anderen Gruppen zusammen verfügen. Bei der Entschei​dung in Angelegenheiten, die die Bewertung der Lehre betref​fen, werden die Stim​men der Mitglieder der Studierendengruppe doppelt gezählt; in diesen Angele​gen​heiten haben die Mitglieder der Gruppe der sonstigen hauptberuflichen Mitarbeiterin​nen und Mitarbeiter kein Stimmrecht.

§ 45

Kommission für Studium und Lehre;

Studiendekaninnen und Studiendekane

(1) Die Hochschule bildet Kommissionen für Studium und Lehre (Studienkommissio​nen), deren stimmberechtigte Mitglieder mindestens zur Hälfte Studierende sind. Das für die Lehre zuständige Mitglied des Präsidiums bestimmt die Zahl und Größe der Studienkommissionen, ihre Zuständigkeit für einzelne Studiengänge und ihre Zuord​nung zu einer oder mehreren Fakultäten. Den Vorsitz einer Studienkommission führt die Studiendekanin oder der Studiendekan ohne Stimmrecht. Bei fakultätsübergrei​fenden Studienkommissionen bestimmt das für die Lehre zuständige Präsidiumsmit​glied, welche Studiendekanin oder welcher Studiendekan den Vorsitz führt.

(2) Die zuständigen Kommissionen sind vor Entscheidungen des Fakultätsrats in al​len Angelegenheiten der Lehre, des Studiums und der Prüfungen zu hören. Der Fa​kultätsrat hat ihre Empfehlungen zu würdigen und seine Stellungnahme zu doku​mentieren; er kann einzelne Entscheidungen auf eine Kommission übertragen.

(3) Die Studiendekanin oder der Studiendekan ist verantwortlich für die Sicherstel​lung des Lehrangebots und der Studienberatung, für die Durchführung der Prüfungen sowie für die Betreuung von Studierenden, deren Studienguthaben verbraucht ist. Sie oder er wirkt darauf hin, dass alle Mitglieder und Angehörigen der Fakultät die ihnen obliegenden Aufgaben in der Lehre und bei Prüfungen erfüllen. Zur Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben kann die Studiendekanin oder der Studiendekan an den Sitzungen der Dekanate von Fakultäten, denen ein Studiengang zugeordnet ist, de​ren Dekanat sie oder er aber nicht als Mitglied angehört, mit Antrags- und Rederecht teilnehmen.

(4) Die Studienkommission schlägt dem Fakultätsrat die Studiendekanin oder den Studiendekan zur Wahl vor. Die Studienkommission kann dem Fakultätsrat mit der Mehrheit ihrer stimmberechtigten Mitglieder die Abwahl der Studiendekanin oder des Studiendekans vorschlagen. Als Studiendekanin oder Studiendekan ist jedes Mitglied der Hochschullehrergruppe und der Mitarbeitergruppe wählbar.

Abschnitt 8

Hochschulmedizin 

§ 46

Medizinische Fakultät

(1) Für medizinische Fakultäten gelten die §§ 43 bis 45, soweit die besonderen Vor​schriften dieses Abschnitts nichts anderes bestimmen.

(2) Der medizinischen Fakultät obliegt die Pflege der Forschung und der Lehre. Fa​kultät und Klinikum unterstützen sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben.

(3) An medizinischen Fakultäten der Hochschulen können interdisziplinär besetzte und unabhängige Ethikkommissionen eingerichtet werden. Das Nähere regelt eine Ordnung der medizinischen Fakultät, die der Zustimmung des Senates bedarf.

(4) Organe der Fakultät sind der Fakultätsrat und der Fakultätsvorstand (Dekanat). Der Fakultätsvorstand leitet die Fakultät.

§ 47

Sondervorschriften für Dekane

(1) Der Dekan oder die Dekanin wird für mindestens vier Jahre und höchstens sechs Jahre gewählt. Der Dekan oder die Dekanin kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Fakultätsrates abgewählt werden.

(2) Der Fakultätsrat wählt aus den der Fakultät angehörenden hauptberuflichen Pro​fessoren und Professorinnen auf Vorschlag des Dekans oder der Dekanin einen Pro​dekan oder eine Prodekanin als Stellvertreter oder Stellvertreterin des Dekans oder der Dekanin und im Benehmen mit der Studienkommission einen Studiendekan oder eine Studiendekanin. Bis zu zwei weitere Prodekane oder Prodekaninnen können vorgesehen werden. Die Amtszeit endet stets mit der Amtszeit des Dekans oder der Dekanin. Wiederwahl ist möglich.

§ 48

Fakultätsvorstand

(1) Dem Fakultätsvorstand gehören an

1. der Dekan oder die Dekanin,

2. ein Prodekan oder eine Prodekanin als Stellvertreter oder Stellvertreterin des De​kans oder der Dekanin,

3. der Studiendekan oder die Studiendekanin,

4. der Ärztliche Direktor oder die Ärztliche Direktorin des Universitätsklinikums,

5. der Verwaltungsdirektor oder die Verwaltungsdirektorin des Universitätsklinikums in seiner oder ihrer Funktion als Beauftragter oder Beauftragte für den Haushalt.

(2) Der Fakultätsvorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, in der das Abstimmungs​verfahren geregelt wird. Dabei ist vorzusehen, dass bei Stimmengleichheit die Stimme des Dekans oder der Dekanin den Ausschlag gibt. Beschlüsse in Angele​genheiten von Studium und Lehre bedürfen der Zustimmung des Studiendekans oder der Studiendekanin. Die für Gremien geltenden Vorschriften dieses Gesetzes sind für den Fakultätsvorstand nicht anzuwenden.

(3) Der Fakultätsvorstand ist für alle Angelegenheiten der Fakultät zuständig, soweit dieses Gesetz nichts Anderes regelt. Er führt im Rahmen der Aufgaben der Fakultät die Aufsicht über die der Forschung und Lehre dienenden Einrichtungen, die dem Fachbereich zugeordnet sind. Er entscheidet über die Verwendung der Angehörigen des wissenschaftlichen Dienstes und der sonstigen Mitarbeiter der Fakultät. Er ist für die wirtschaftliche Verwendung der der Fakultät für Forschung und Lehre zugewie​senen Mittel verantwortlich. Der Fakultätsvorstand unterrichtet den Fakultätsrat über alle wichtigen Angelegenheiten regelmäßig. Der Fakultätsvorstand hat darüber hin​aus insbesondere folgende Aufgaben:

1. die Aufstellung von Struktur- und Entwicklungsplänen des Fakultät,

2. die Aufstellung von Grundsätzen für die Verteilung und Verwendung der Zu​schüsse für Forschung und Lehre,

3. die Vorlage der Berufungsvorschläge an den Fakultätsrat; der Fakultätsvorstand kann Berufungsvorschläge an die Berufungskommission zurückverweisen, wenn er die Vorgeschlagenen nicht für hinreichend qualifiziert oder eine andere Rei​henfolge für gerechtfertigt hält,

4. den Vorschlag zur Funktionsbeschreibung von Professorenstellen,

5. die Aufstellung des Haushaltsvoranschlages, des Wirtschaftsplanes, des Jahresab​schlusses und des Lageberichts im Sinne der Vorschriften des Handels​gesetzbuches. Der Lagebericht muss über die den einzelnen Einrichtungen zuge​wiesenen Stellen und Mittel, ihre Verwendung und den Leistungen in Forschung und Lehre Auskunft geben;

6.
die Aufstellung des Entwurfs des Wirtschaftsplanes.

§ 49

Fakultätsrat

(1) Der Zustimmung des Fakultätsrates bedürfen insbesondere:

1.
der Jahresabschluss und

9. der Lagebericht.

(2) Dem Fakultätsrat gehören kraft Amtes die Mitglieder des Fakultätsvorstandes und die Leiter und Leiterinnen der wissenschaftlichen Einrichtungen an, soweit sie dem Fakultätsrat nicht bereits als Wahlmitglieder angehören. Hat die wissenschaftliche Einrichtung eine kollegiale Leitung, so ist von dieser ein Sprecher oder eine Spreche​rin als Mitglied des Fakultätsrates zu bestellen. Die Grundordnung bestimmt die wei​teren Mitglieder, die Wahlordnung sowie die Amtszeit der Mitglieder.

(3) In folgenden Angelegenheiten treten alle der Fakultät angehörenden Professoren und Professorinnen, die hauptberuflich an der Universität tätig sind, dem Fakultätsrat stimmberechtigt hinzu (erweiterter Fakultätsrat): 

1. bei der Bildung von Berufungskommissionen,

2. bei der Beschlussfassung über Berufungsvorschläge,

3. bei der Beschlussfassung über Studien- und Prüfungsordnungen einschließlich der Promotions- und Habilitationsordnungen sowie der Studienpläne,

4. bei der Beschlussfassung über das Lehrangebot,

5. bei der Beschlussfassung über den Vorschlag zur Bestellung von Honorarprofesso​ren und Gastprofessoren, 

6. bei der Beschlussfassung über Evaluationsergebnisse. 

Der erweiterte Fakultätsrat bestellt für die mit Lehre und Studium zusammenhängen​den Aufgaben eine Studienkommission. Die Studienkommission besteht aus dem Studiendekan oder der Studiendekanin als Vorsitzenden oder Vorsitzender, drei Professoren oder Professorinnen, zwei Vertretern des wissenschaftlichen Dienstes und vier Studierenden. Zu den Aufgaben der Studienkommission gehört es insbe​sondere, Empfehlungen zur Weiterentwicklung des Studiums zu erarbeiten und die Evaluation der Lehre unter Einbeziehung studentischer Veranstaltungskritik zu orga​nisieren.

§ 50

Zusammenarbeit der medizinischen Fakultät mit dem Universitätsklinikum

(1) Die Medizinische Fakultät erfüllt ihre Aufgaben in enger Zusammenarbeit mit dem Universitätsklinikum. Sie trifft Entscheidungen, die sich auf die Aufgaben des Univer​sitätsklinikum auswirken, im Benehmen mit diesem, soweit nach diesem Gesetz nicht das Einvernehmen notwendig ist. Das Einvernehmen mit Entscheidungen des Uni​versitätsklinikums kann verweigert werden, wenn erhebliche Nachteile für die Aufga​ben der Medizinischen Fakultät zu befürchten sind.

(2) Für Aufstellung und Durchführung des Wirtschaftsplanes nutzt die Medizinische Fakultät die Verwaltung des Universitätsklinikums.

(3) Zur Aufstellung des Wirtschaftsplanes sind die Leistungen für Forschung und Lehre sowie Krankenversorgung getrennt heranzuziehen.

§ 51

Gemeinsame Kommission

(1) Die Medizinischen Fakultäten der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg und der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg bilden eine gemeinsame Kommission.

(2) Der gemeinsamen Kommission gehören die Fakultätsvorstände der beiden Fa​kultäten an. Den Vorsitz übernehmen alternierend die Dekane oder Dekaninnen der medizinischen Fakultäten.

(3) Aufgabe der Kommission ist es:

1.
die Entwicklungspläne der Medizinischen Fakultäten aufeinander abzustimmen,

2.
alle Fragen einer komplementären Kooperation, d.h. die Fragen der Planungspro​zesse bis zur konkreten Umsetzung gegenseitig abzustimmen,

Die gemeinsame Kommission gibt sich eine Satzung, die durch das Ministerium ge​nehmigt werden muss.

§ 52

Klinikum

(1) Das jeweilige Klinikum umfasst die Kliniken und die klinisch-theoretischen Insti​tute und die ihnen dienenden Dienstleistungseinrichtungen sowie die Ausbildungs​stätten nach § 2 Nr. 1 a des Krankenhausfinanzierungsgesetzes in der gültigen Fas​sung.

(2) Das Klinikum wird als organisatorisch, verwaltungsmäßig und finanzwirtschaftlich verselbständigter Teil der Fakultät geführt. Es hat eine eigenverantwortliche, an be​triebswirtschaftlichen Anforderungen orientierte Wirtschaftsführung. Das Klinikum verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der Abga​benordnung.

(3) Das Klinikum hat eine eigene Verwaltung, die die Organe und Einrichtungen des Klinikums sowie die medizinischen Fakultät bei der Erfüllung der jeweiligen Aufgaben unterstützt.

§ 53

Aufgaben des Klinikums

(1) Das Klinikum dient der Forschung und Lehre sowie der Krankenversorgung. Un​ter Wahrung des Grundsatzes der Verbindung von Forschung, Lehre und Kranken​versorgung trägt es besondere Verantwortung für eine wirtschaftliche Verwendung der ihm zur Verfügung stehenden personellen und sächlichen Ausstattung sowie der zugewiesenen Mittel. Im Bereich von Forschung und Lehre arbeitet es eng mit dem medizinischen Fachbereich zusammen. Dabei bleiben die Aufgaben von Forschung und Lehre des Fachbereichs unberührt. Soweit dies mit den Lehraufgaben für das Erststudium zu vereinbaren ist nimmt das Klinikum, im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel Aufgaben der ärztlichen Fort- und Weiterbildung wahr und wirkt an der Aus-, Fort- und Weiterbildung von Angehörigen anderer Fachberufe des Ge​sundheitswesens mit.

(2) Das Ministerium wird ermächtigt, dem Klinikum nach vorheriger Anhörung, durch Verordnung über die in Absatz 1 genannten weitere Aufgaben zu übertragen, soweit sie mit diesen zusammenhängen. Für die dem Klinikum hierdurch entstehenden zu​sätzlichen Kosten müssen die erforderlichen Mittel bereitgestellt werden.

(3) Das Klinikum unterhält nach Maßgabe der Satzung gemäß § 60 die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Einrichtungen. Zu diesem Zweck kann es sich Dritter bedienen, Leistungen auch für damit im Zusammenhang stehende Zwecke bereit​stellen und erbringen und darauf hinwirken, dass die Universität Unternehmen grün​det und sich an fremden Unternehmen beteiligt.

(4) Die Landesregierung kann dem Klinikum die für seinen Betrieb notwendigen Zu​ständigkeiten, vor allem in personellen, organisatorischen und finanziellen Angele​genheiten, durch Verordnung übertragen. In der Verordnung nach Satz 1 sind insbe​sondere vorzusehen:

1.
die Möglichkeit des Abweichens vom Stellenprinzip mit Ausnahme der Stellen für Beamte und Beamtinnen, 

2.
die Deckungsfähigkeit für den gesamten Erfolgsplan, 

3.
die vollständige Deckungsfähigkeit im Erfolgsplan zugunsten des Finanzplans, 

4.
die Möglichkeit, Rücklagen zu bilden, 

5.
die Übertragung der Zuständigkeit für die lnvestitionsplanung und für die Baudurch​führung. 

(5) Die nach Maßgabe des Haushaltsplanes gewährten Zuschüsse des Landes für Forschung und Lehre stehen dem medizinischen Fachbereich zur Erfüllung seiner Aufgaben unmittelbar zur Verfügung, der bei seiner Verteilungsentscheidung die Belange von Forschung und Lehre im Klinikum berücksichtigt.

§ 54

Organe des Klinikums

(1) Organe des Klinikums sind der Klinikumsvorstand, der Verwaltungsrat und der Klinikumsausschuss.

(2) Das Zusammenwirken von Land und Hochschule in Angelegenheiten des Klini​kums wird durch den Verwaltungsrat als besonderem Organ wahrgenommen.

§ 55

Verwaltungsrat

(1) Dem Verwaltungsrat gehören an:

1. Präsidentin oder Präsident, 

2. Vizepräsidentin oder Vizepräsident, 

3. ein externer Vertreter oder eine externe Vertreterin der Wirtschaft für eine Amts​zeit von vier Jahren, der oder die auf Vorschlag des wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereichs der Hochschule bestellt wird, 

4. ein externer Vertreter oder eine externe Vertreterin aus der Wissenschaft für eine Amtszeit von vier Jahren, der oder die nicht Mitglied dieser Hochschule ist und der oder die auf Vorschlag des medizinischen Fachbereichs der Hochschule bestellt wird, 

5. ein Vertreter oder eine Vertreterin des Personals auf Vorschlag des Personalrates des Klinikums für eine Amtszeit von vier Jahren, 

6. ein Vertreter oder eine Vertreterin auf Vorschlag des Allgemeinen Hauptpersonal​rats beim Ministerium für eine Amtszeit von vier Jahren, 

7. je ein Vertreter oder eine Vertreterin des Ministeriums, des Ministeriums der Finan​zen und des zuständigen Ministeriums für Gesundheit.  

(2) Die Mitglieder nach Absatz 1 können sich von einem Vertreter oder einer Vertre​terin vertreten lassen, der oder die für die Dauer der Amtszeit bestellt sind.

(3) Die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat ist ehrenamtlich; den Mitgliedern nach Ab​satz 1 Nrn. 3, 4 und 6 ist eine angemessene Aufwandsentschädigung zu zahlen.

§ 56

Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat legt auf Vorschlag des Klinikumsvorstandes die Struktur und die Entwicklungsplanung des Klinikums fest und überwacht die Rechtmäßigkeit, Ord​nungsmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Geschäftsführung des Klinikumsvorstan​des. Er hat umfassende Informations-, Einsichts- und Prüfungsrechte hinsichtlich der Unterlagen und Vorgänge des Klinikums; er kann damit auch einzelne Mitglieder oder für bestimmte Aufgaben Sachverständige beauftragen. Aufgaben des Verwal​tungsrates sind:

1. Bestellung und Abberufung des Verwaltungsdirektors oder der Verwaltungsdirek​to​rin und dessen oder deren Vertretung sowie die Festlegung der Vergütung. Sie werden vom medizinischen Fachbereich nach Anhörung des Klinikumsaus​schusses vorgeschlagen. Die Amtszeit beträgt acht Jahre. Wiederbestellung ist zulässig; 

2. Bestellung des Ärztlichen Direktors oder der Direktorin. Sie oder er wird vom medi​zinischen Fachbereich nach Anhörung des Klinikumsausschusses vorge​schlagen. Die Amtszeit beträgt vier Jahre. Wiederbestellung ist zulässig; 

3. Bestellung des Direktors oder der Direktorin des Pflegedienstes. Sie oder er wird von den leitenden Pflegekräften nach Anhörung des Klinikumsausschusses vor​geschlagen. Die Amtszeit beträgt vier Jahre. Wiederbestellung ist zulässig; 

4. Beschlussfassung über die Wirtschaftspläne; 

5. Entscheidung über die Feststellung des Jahresabschlusses und Festlegung von daraus folgenden Konsequenzen; 

6. Entlastung des Klinikumsvorstandes; 

7. Entscheidung über die bauliche Entwicklung und über große Baumaßnahmen nach Maßgabe der Geschäftsordnung; 

8. Zustimmung zum Erwerb, zur Veräußerung und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten; 

9. Zustimmung zur Vergabe der Abschlussprüfung auf Vorschlag des Klinikumsvor​standes; 

10. Zustimmung zum Abschluss von Verträgen mit außeruniversitären Einrichtungen der Krankenversorgung, die in Kooperation mit den Hochschulklinika an der Er​füllung der Aufgaben nach § 53 mitwirken; 

11. Zustimmung zu Vorschlägen des Klinikumsvorstandes über die Gründung von oder Beteiligung an Unternehmen zur Erfüllung der den Kliniken obliegenden Aufgaben; 

12. Beschlussfassung über die Satzung nach § 60. 

(2) Der Verwaltungsrat kann seine Zustimmung für bestimmte Arten von Geschäften allgemein erteilen.

(3) Bevor sich der Verwaltungsrat mit Entscheidungen gemäß Absatz 1 befasst, ist, sofern Belange von Forschung und Lehre betroffen sind, der Fachbereich zu beteili​gen. Bevor sich der Verwaltungsrat mit Entscheidungen gemäß Absatz 1 befasst, ist, wenn Angelegenheiten des Senats berührt werden, der Senat zu beteiligen.

(4) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. In der Geschäftsordnung ist die Wahl des Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Verwaltungsrates zu regeln. Es ist insbesondere vorzusehen, dass bei Besorgnis der persönlichen Befangenheit das Stimmrecht ausgeschlossen ist. Der Verwaltungsrat kann Ausschüsse bilden.

§ 57

Klinikumsvorstand

(1) Dem Klinikumsvorstand gehören an:

1. der Ärztliche Direktor oder die Ärztliche Direktorin als Vorsitzender oder Vorsit​zende, 

2. der Verwaltungsdirektor oder die Verwaltungsdirektorin, 

3. der Dekan oder die Dekanin der medizinischen Fakultät, 

4. ein Leiter oder eine Leiterin einer Klinik oder eines klinisch-theoretischen Instituts, 

5. der Direktor oder die Direktorin des Pflegedienstes. 

Einem Mitglied nach Satz 1 Nrn. 3 oder 4 muss die Leitung eines klinisch-theoreti​schen Institutes obliegen.

(2) Das Mitglied gemäß Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 wird für die Dauer von vier Jahren auf Vorschlag bestellt. Eine Wiederbestellung ist zulässig. Ist der Dekan oder die Deka​nin der medizinischen Fakultät im selben Bereich tätig wie das Mitglied gemäß Ab​satz 1 Satz 1 Nr. 4, endet die Mitgliedschaft des Mitgliedes nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4. In diesem Fall ist ein neues Mitglied gemäß den Sätzen 1 bis 3 zu bestellen.

§ 58

Aufgaben des Klinikumsvorstandes

 (1) Der Klinikumsvorstand leitet das Klinikum und ist für alle Angelegenheiten zu​ständig, die nicht auf Grund anderer Bestimmungen geregelt sind. Er hat die Aufga​ben und Ziele des Klinikums in Forschung, Lehre und Krankenversorgung unter Be​rücksichtigung der kaufmännischen und wirtschaftlichen Grundsätze zu verwirklichen und für eine Weiterentwicklung des Klinikums Sorge zu tragen. Bei der Wahrneh​mung seiner Aufgaben hat er im Rahmen seiner Zuständigkeit gegenüber den Ein​richtungen des Klinikums im Bereich der Krankenversorgung Weisungsbefugnis.

(2) Zu den Aufgaben des Klinikumsvorstandes gehören insbesondere:

1. Aufstellung des Wirtschaftsplanes zur Beschlussfassung durch den Verwaltungs​rat nach Anhörung des Klinikumsausschusses, 

2. Erstellung des Jahresabschlusses zur Feststellung durch den Verwaltungsrat nach Anhörung des Klinikumsausschusses, 

3. Planung und Koordinierung der baulichen Entwicklung des Klinikums zur Entschei​dungsvorbereitung für den Verwaltungsrat bei großen Bauvorhaben sowie Ent​scheidung und Koordinierung kleinerer Baumaßnahmen am Klinikum, 

4. Entscheidung über die Zuordnung von Stellen, Räumen, Sachmitteln und Betten nach Maßgabe des Wirtschaftsplanes, 

5. Überwachung und Sicherstellung der wirtschaftlichen Betriebsführung, 

6. Berufungszusagen im Bereich des Klinikums, soweit finanzielle Belange des Klini​kums berührt werden, 

7. Beratung, Vorbereitung der Beschlüsse des Verwaltungsrates und deren Umset​zung sowie Teilnahme an Sitzungen des Verwaltungsrates. 

(3) Der Verwaltungsdirektor oder die Verwaltungsdirektorin führt insbesondere die Geschäfte der laufenden Verwaltung des Klinikums einschließlich des wirtschaftli​chen und technischen Bereichs in eigener Verantwortung und hat dafür Einzelver​tretungsbefugnis. Er oder sie ist Beauftragter oder Beauftragte für den Haushalt und übt das Hausrecht aus. Zu den Aufgaben des Verwaltungsdirektors oder der Ver​waltungsdirektorin gehören insbesondere:

1. kaufmännische und verwaltungstechnische Führung des Klinikums, 

2. Vertretung des Klinikums in laufenden Verwaltungs- und Finanzangelegenheiten sowie in Rechtsangelegenheiten, 

3. Vertretung des Klinikums in Budgetverhandlungen und in Verhandlungen über die poliklinischen Entgelte im Benehmen mit dem Ärztlichen Direktor oder der Ärztli​chen Direktorin und dem Direktor oder der Direktorin des Pflegedienstes, 

4. Bauunterhalt und Baumaßnahmen, 

5. Bewirtschaftung der Stellen. 

(4) Entscheidungen des Klinikumsvorstandes, die der Verwaltungsdirektor oder die Verwaltungsdirektorin mit den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nicht für vereinbar hält, können nicht gegen seine oder ihre Stimme getroffen werden; das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

(5) Dem Ärztlichen Direktor oder der Ärztlichen Direktorin obliegt insbesondere die Koordinierung der Krankenversorgung. Er oder sie nimmt an den Sitzungen des Se​nats, soweit das Klinikum betroffen ist, und des Fachbereichs mit Rede- und Antrags​recht teil.

(6) Dem Dekan oder der Dekanin der medizinischen Fakultät obliegt insbesondere die Sicherstellung der Belange von Forschung und Lehre.

(7) Dem Mitglied nach § 57 Abs.1 Satz 1 Nr. 4 obliegt, sofern es die Leitung eines klinisch-theoretischen Institutes innehat, insbesondere die Wahrung der Interessen dieser Einrichtungen bei den Entscheidungen des Klinikumsvorstandes; im Übrigen gilt Absatz 5 Satz 1 entsprechend.

(8) Dem Direktor oder der Direktorin des Pflegedienstes obliegen die zur Gewähr​leistung der Krankenpflege notwendigen Aufgaben und Befugnisse. Zur Unterstüt​zung ist eine Krankenpflegekommission vom Klinikumsvorstand zu bilden.

(9) Führt eine Entscheidung des Klinikumsvorstandes zu einer Verminderung der Ausstattung mit Stellen, Räumen, Sachmitteln oder Betten und wird von dem betrof​fenen Leiter oder der betroffenen Leiterin der Klinik oder des klinisch-theoretischen Instituts die Notwendigkeit der Maßnahme angezweifelt, kann er oder sie den Klini​kumsvorstand erneut anrufen. Die Anrufung hat keine aufschiebende Wirkung.

(10) Die Fakultät kann gegen Beschlüsse des Klinikumsvorstandes Einspruch mit aufschiebender Wirkung einlegen, wenn er Belange von Forschung und Lehre für beeinträchtigt hält. Hilft der Klinikumsvorstand dem Einspruch nicht ab, entscheidet auf Antrag des Fakultätsrates der Dekan oder die Dekanin. Dies gilt auch, wenn der Klinikumsvorstand sich durch Beschlüsse der Fakultät in Belangen der Krankenver​sorgung beeinträchtigt sieht.

(11) Der Klinikumsvorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, in der auch die Bestel​lung der ständigen Stellvertreter oder Stellvertreterinnen geregelt ist. § 56 Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 59
Klinikumsausschuss

(1) Dem Klinikumsausschuss gehören an:

1. fünf Leiter oder Leiterinnen der Kliniken oder klinisch-theoretischen Institute, 

2. zwei Mitglieder gemäß § 31 Absatz 2 Nr. 2, 

3. vier wissenschaftliche Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter, wovon zwei keine ärztli​che Tätigkeit ausüben, 

4. zwei nichtwissenschaftliche Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen des Klinikums, da​von eine dem Pflegedienst angehörige Person. 

Die Mitglieder werden von der Gesamtheit der jeweiligen Gruppe für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Wiederwahl ist möglich.

(2) Der Klinikumsausschuss berät den Klinikumsvorstand. Bei grundsätzlichen An​gelegenheiten und Satzungsfragen zwischen Klinikumsvorstand und Klinikumsaus​schuss hat der Klinikumsvorstand das Benehmen mit dem Klinikumsausschuss her​zustellen. Ihm sind alle entsprechenden Informationen zugänglich zu machen.

(3) Er tritt regelmäßig zusammen und ist auf Antrag von mindestens drei Mitgliedern unverzüglich einzuberufen.

(4) Der Klinikumsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. § 56 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 60

Satzung
(1) Der Klinikumsvorstand schlägt im Benehmen mit der medizinischen Fakultät dem Verwaltungsrat eine Satzung vor, die das Nähere über Struktur, Organisation, Zu​ständigkeiten und Verfahren im Klinikum regelt. In dieser sind insbesondere Rege​lungen zu treffen über

1. die Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben von Gremien zur Erledigung besonde​rer Aufgaben, 

2. das Zusammenwirken der Kliniken und der klinisch-theoretischen Institute bei der Erfüllung der diesen obliegenden Aufgaben, 

3. die gemeinsame Gerätenutzung der Kliniken und klinisch-theoretischen Institute, 

4. die Aufgaben und Zusammensetzung einer den Klinikumsvorstand beratenden Direktorenkonferenz, 

5. die Art und Aufgaben der vorzuhaltenden sonstigen Einrichtungen, soweit die Ge​meinnützigkeit im Sinne der Abgabenordnung gegeben ist, 

6. die interne Wirtschaftsführung. 

(2) Der Klinikumsvorstand kann nach Maßgabe der Satzung weitere Ordnungen zur Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben erlassen, die dem Verwaltungsrat zur Kenntnis zu geben sind.

§ 61
Einrichtungen der Kliniken und klinisch-theoretischen Institute

(1) Die Einrichtungen der Kliniken und klinisch-theoretischen Institute nehmen die ihnen obliegenden Aufgaben nach Maßgabe dieses Gesetzes und der Satzung in eigener Verantwortung wahr. Sie werden durch einen Professor oder eine Professo​rin mit Leitungsfunktionen nach der Funktionsbeschreibung der Stelle geleitet. Im Bereich von Forschung und Lehre arbeiten sie eng mit der medizinischen Fakultät zusammen.

(2) Den Leiterinnen und Leitern dieser Einrichtungen obliegt insbesondere die Kran​kenversorgung, die ärztliche Fort- und Weiterbildung, die Beteiligung an der Aus-, Fort- und Weiterbildung von Angehörigen anderer Berufe des Gesundheitswesens sowie die Wahrnehmung sonstiger ihnen nach der Satzung obliegenden Aufgaben. Sie sind für die eigenverantwortliche Verwaltung des ihnen zugewiesenen Budgets zuständig. Sie sind verantwortlich für die Einhaltung der bei Betrieb der Einrichtung zu beachtenden Vorschriften. Bei Einstellung von Personal haben sie das Vor​schlagsrecht.

§ 62
Lehrkrankenhäuser

(1) Für die klinische Ausbildung von Studierenden können auf Vorschlag der medizi​nischen Fakultät kommunale, gemeinnützige oder andere geeignete Krankenhäuser des Landes oder deren Abteilungen nach Maßgabe der Approbationsordnung für Ärzte und Ärztinnen als Lehrkrankenhäuser der Fakultät zugeordnet werden. Der Fakultätsrat erlässt Richtlinien über die Zuteilung der Ausbildungsplätze.

(2) Das Ministerium trifft im Einvernehmen mit der medizinischen Fakultät und dem für die Krankenversorgung zuständigen Ministerium mit dem jeweiligen Kranken​hausträger eine Vereinbarung über die von beiden Vertragspartnern nach Absatz 1 zu erbringenden Leistungen. Zwecks Qualitätssicherung sind Lehrkrankenhäuser regelmäßig in geeigneter Form zu evaluieren. Die Vereinbarung soll die Verantwort​lichkeit der Hochschule für die Ausbildung der Studierenden regeln und vorsehen, dass die Fakultät vor der Besetzung leitender Stellen in den Abteilungen der Lehr​krankenhäuser zu hören ist.

§ 63
Personalrechtliche Sonderregelungen

(1) Professorinnen und Professoren, die zur Leiterin oder zum Leiter einer Einrich​tung der Universitätsklinika bestellt sind oder bestellt werden sollen, ist die Wahr​nehmung ihrer Aufgaben in Forschung und Lehre sowie der Krankenversorgung in der Regel auf privatrechtlicher Grundlage  in getrennten Verträgen  zu übertragen. Dabei sind leistungsbezogene Vergütungen zu vereinbaren. Die Behandlung von Wahlleistungspatienten und -patientinnen gehört in diesem Falle zu den Dienstauf​gaben des Professors oder der Professorinnen. Der Abschluss der Vereinbarung zur Krankenversorgung erfolgt durch den Klinikumsvorstand und bedarf der Zustimmung des Verwaltungsrates. Die entstehenden Kosten für die Wahrnehmung der Aufgaben in der Krankenversorgung sind nicht aus dem Zuschuss des Landes für Forschung und Lehre zu finanzieren.

(2) In besonderen Fällen können mit Oberärzten und Oberärztinnen Chefarztverträge  abgeschlossen werden, um sie in die Führungs- und Wirtschaftsverantwortung der jeweiligen klinischen Einrichtung einzubeziehen.

(3) Die Beteiligung der ärztlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an den Erlösen aus wahlärztlichen Leistungen ist sicherzustellen. Das Nähere regelt eine durch das Kli​nikum zu erlassende Ordnung.
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§ 64

Staatliche Angelegenheiten

Die Hochschulen in Trägerschaft des Staates erfüllen als Einrichtungen des Landes staatliche Angelegenheiten. Staatliche Angelegenheiten sind:

1. die Personalverwaltung und die Bewirtschaftung der den Hochschulen zugewiese​nen Landes​mittel, landeseigenen Liegenschaften und Vermögensgegenstände,

2. die Ermittlung der Ausbildungskapazitäten, die Festsetzung von Zulassungszahlen und die Ver​gabe von Studienplätzen,

3. die überörtliche Bibliotheks- und Rechenzentrumskooperation,

4. die Krankenversorgung und andere Aufgaben auf dem Gebiet des öffentlichen Gesundheitswe​sens,

5. die Beteiligung an oder die Durchführung von staatlichen Prüfungen,

6. die Hochschulstatistik, 

7. Bauangelegenheiten sowie

8. Aufgaben, die von der Hochschule in Bundesauftragsverwaltung wahrgenommen werden.

§ 65

Aufsicht und Zusammenwirken

In Angelegenheiten der Selbstverwaltung unterliegen die Hochschulen der Rechtsaufsicht und in staatlichen Angelegenheiten der Fachaufsicht des Ministeri​ums. Die Aufsicht soll zugleich die Selbständigkeit und Eigenverantwortung der Hochschule för​dern.

§ 66

Hochschulrat

(1) Als besonderes Organ der Hochschule ist der Hochschulrat einzurichten, der das Präsidium und den Senat berät sowie sich zu Positionen des Ministeriums äußert. Zu seinen Aufgaben gehören:

1. Beteiligung an der Findungskommission zur Wahl der Präsidentin oder des Präsi​denten

2. Stellungnahme zum Haushaltsplanentwurf 

3. Stellungnahme zu den Struktur, Entwicklungs- und Wirtschaftsplänen;

4. Stellungnahme zur Änderung der Grundordnung,

5. Stellungnahme zu den Entwürfen der Zielvereinbarungen,

6. Stellungnahme zum Transfer von Forschungsergebnissen in die Praxis und zur Weiterbildung, 

7. Stellungnahme zur Gründung und Beteiligung an Unternehmen sowie zu Verfügun​gen über Grundstücke,

8. die Entgegennahme des Jahresberichts des Präsidiums. 

(2) Der Hochschulrat besteht aus sieben stimmberechtigten Mitgliedern, von denen mindes​tens drei Frauen sein sollen. Der Senat bestellt vier, das Ministerium drei Mitglieder des Hochschul​rats, die nicht Mitglieder der Hochschule sein dürfen. Be​stellt und gewählt werden können Personen aus Wissenschaft, Verwaltung, Kultur, Wirtschaft oder Politik, die mit dem Hochschulwesen vertraut sind, jedoch keine An​gehörigen des Ministeriums sind. Die Mitglieder des Hochschulrats haben die Rechte von Angehörigen der Hochschule. Sie sind ehren​amtlich tätig und an Aufträge und Weisungen nicht gebunden. Ihre Amtszeit beträgt nach Maßgabe der Grundordnung bis zu fünf Jahre. Die Hochschule kann ihnen eine angemessene Aufwandsentschä​digung nach Maßgabe einer Ordnung gewähren. Das Präsidium und die Gleichstel​lungsbeauftragte nehmen an den Sitzungen mit beratender Stimme teil. 

§ 67

Dienstrechtliche Befugnisse

(1) Das Ministerium beruft die Professorinnen und Professoren. Das Präsidium legt ihm den Berufungsvorschlag mit den Stellungnahmen der am Verfahren beteiligten Organe und Stellen vor. Das Ministerium kann von der Reihenfolge des Berufungs​vorschlags nach Anhörung des Präsidiums abweichen oder den Berufungsvorschlag insgesamt zurückgeben. 

(2) Das an den Hochschulen tätige Personal wird im Landesdienst beschäftigt. Dienstvorgesetzter der Mitglieder des Präsidiums ist das Ministerium. Dienstvorge​setzte oder Dienstvorgesetzter des Hochschulpersonals ist die Präsidentin oder der Präsident. Die Erhebung einer Disziplinarklage gegen Professorinnen und Professo​ren bleibt dem Ministerium vorbehalten. 

§ 68

Haushalts- und Wirtschaftsführung

(1) Für die Hochschulen gilt die Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-An​halt, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

(2) Jede Hochschule stellt nach den für die Aufstellung der Haushalte des Landes Sachsen-Anhalt maßgebenden Vorschriften den Vorentwurf des sie betreffenden Kapitels unter Berücksichtigung der Zielvereinbarungen und der Grundsätze gemäß §§ 1 und 5 auf. 

(3) Budgets sind unter Berücksichtigung der Festlegungen in § 1 zu bemessen. Sie werden im Haushaltsplan des Landes Sachsen-Anhalt für die einzelnen Hochschulen als Globalzuschüsse in getrennten Kapiteln veranschlagt. Jede Hochschule bewirt​schaftet das ihr zugewiesene Haushaltskapitel eigenverantwortlich. Die Bewirtschaf​tung regelt sich auf der Grundlage der §§ 17 a und 15 Abs. 2 der Landeshaushalts​ordnung des Landes Sachsen-Anhalt. 

(4) Die Hochschulen entscheiden über die Zuordnung der Planstellen und Stellen zu den Fachbereichen, den wissenschaftlichen Einrichtungen, den zentralen Einrichtun​gen und der Verwaltung. 

(5) Die Einnahmen der Hochschulen mit Ausnahme der Einnahmen der Körperschaft fließen in das von der Hochschule zu verwaltende Landesvermögen. Sämtliche Ein​nahmen, die die Hochschulen im Zusammenhang mit ihrer wissenschaftlichen und künstlerischen Tätigkeit sowie durch die Inan​spruchnahme von Personal, Sachmit​teln und Einrichtungen durch Dritte erzielen, stehen ihnen zur Erfüllung ihrer Aufga​ben zur Verfügung. 

(6) Die Hochschule verwaltet die von ihr genutzten Liegenschaften selbständig nach den Regeln ordentlicher Wirtschaftsführung.

§ 69

Körperschaftsvermögen

(1) Die Hochschule kann durch eine Ordnung bestimmen, dass ein Körperschafts​vermögen ge​bildet wird. Zuwendungen Dritter fallen in das Körperschaftsvermögen, es sei denn, die Zuwen​dungsgeberin oder der Zuwendungsgeber hat dies ausge​schlossen oder sie werden zur Finanzierung von Forschungsvorhaben gewährt. Zum Körperschaftsvermögen können auch Grundstücke und Gebäude gehören, welche die Hochschulen mit anderen als Landesmittel erworben oder errichtet hat.

(2) Die Hochschule verwaltet das Körperschaftsvermögen getrennt vom Landesver​mögen. Der Senat beschließt den vom Präsidium eingebrachten Wirtschafts- oder Haushaltsplan des Körperschaftsvermögens und entlastet das Präsidium hinsichtlich des Körperschaftshaushalts. 

(3) Aus Rechtsgeschäften, die die Hochschule als Körperschaft abschließt, wird das Land weder berechtigt noch verpflichtet. Rechtsgeschäfte zulasten des Körper​schaftsvermögens sind unter dem Namen der Hochschule mit dem Zusatz „Körper​schaft des öffentlichen Rechts“ abzuschließen.

§ 70

Wirtschaftliche Betätigung

(1) Im Einvernehmen mit dem Ministerium können sich Hochschulen an Unterneh​men beteiligen oder Unternehmen gründen insbesondere für die Bereiche For​schung, Entwicklung und Weiterbildung, sofern sie mit Kernaufgaben in diesen Be​reichen unmittelbar betroffen sind. Bei Privatisierungen ist die Personalvertretung zu beteiligen. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben können die Hochschulen Dritte gegen Entgelt in Anspruch nehmen sowie Leistungen Dritten gegen Entgelt anbieten, soweit hier​durch nicht die Erfüllung der Aufgaben der Hochschule beeinträchtigt wird. Die von den Hochschulen hierdurch erzielten Einnahmen und Gewinne verbleiben bei den Hochschulen. § 112 Abs. 2 Satz 1 der Landeshaushaltsordnung des Landes Sach​sen-Anhalt bleibt hiervon unberührt.

(2) Die Hochschule kann sich mit ihrem Körperschaftsvermögen im Rahmen ihrer Aufgaben, insbesondere zur Förderung des Wissens- und Technologietransfers, an Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Person des privaten Rechts betei​ligen oder solche Unternehmen grün​den.
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§ 71

Überführung, Zielsetzung und Aufgaben

(1) Eine Hochschule kann auf ihren Antrag durch Verordnung der Landesregierung in die Trä​gerschaft einer rechtsfähigen Stiftung des öffentlichen Rechts überführt wer​den. Den Antrag be​schließt der Senat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder. Die Verordnung nach Satz 1 muss den Zweck, den Namen, die Vertre​tung und den Sitz der Stiftung sowie die Zusammensetzung, Verwendung und Ver​waltung ihres Vermögens sowie die Weitergeltung von Vereinbarungen über die Be​schäftigungssicherung übernommener Beschäftigter und die Finanzierung der Beamtenversorgung regeln. In der Verordnung sind insbesondere die für den Betrieb der Hochschule benötigten Grundstücke im Eigentum des Landes sowie die für den Betrieb der Hochschule benötigten dinglichen Rechte an Grundstücken Dritter mit ihrer grundbuchmäßigen Bezeichnung im Sinne des § 28 der Grundbuchordnung aufzuführen. Mit der Errichtung der Stiftung gehen das Eigentum an den in der Ver​ordnung aufgeführten Grundstücken und die in der Verordnung aufgeführten dingli​chen Rechte unentgeltlich auf die Stiftung über. Durch die Verordnung wird eine Stiftungs​satzung erlassen. Änderungen der Stiftungssatzung bedürfen der Genehmi​gung der Landesregierung.

(2) Die Stiftung unterhält und fördert die Hochschule in deren Eigenschaft als Kör​perschaft des öffentlichen Rechts. Sie hat zum Ziel, durch einen eigenverantwortli​chen und effizienten Einsatz der ihr überlassenen Mittel die Qualität von Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung an der Hoch​schule zu steigern.

(3) Die Stiftung nimmt die staatlichen Angelegenheiten als eigene Aufgaben wahr.

(4) Die Stiftung übt die Rechtsaufsicht über die Hochschule aus.

(5) Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben wahrt die Stiftung die Selbstverwaltung der Hochschule.

Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Dritten Abschnitts (Steuerbegünstige Zwecke) des Zweiten Teils der Abgaben​ordnung in der jeweils geltenden Fassung. Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die nach Abs. 2 und 3 sowie in der Sat​zung vorgesehenen Zwecke verwendet werden. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 72

Stiftungsvermögen, Stiftungsmittel und Eigentumsübergang

(1) Das Grundstockvermögen der Stiftung bilden die für den Betrieb der Hochschule benötigten unbeweglichen Vermögensgegenstände im Eigentum des Landes. Mit der Errichtung der Stiftung gehen sie unentgeltlich in das Eigentum der Stiftung über. Das Grundstockvermögen kann durch Zustiftungen des Landes oder Dritter erhöht werden, soweit diese Mittel ausdrücklich dazu be​stimmt sind. 

(2) Das Grundstockvermögen ist ungeschmälert in seinem Bestand zu erhalten und darf nicht belastet werden. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Ministeri​ums. Das Grundstock​vermögen ist von anderen Vermögen getrennt zu halten. Um​schichtungen des Grundstockvermögens sind nach den Regeln ordentlicher Wirt​schaftsführung zulässig, wenn sie der dauernden und nachhal​tigen Verwirklichung des Stiftungszwecks oder zur Steigerung der Stiftungsleistung dienlich sind.

(3) Die zur Erfüllung des Stiftungszwecks notwendigen Mittel werden bestritten aus

1.
einer jährlichen Finanzhilfe des Landes,

2.
den Erträgen des Vermögens, 

3.
Spenden und sonstigen Zuwendungen Dritter, soweit diese nicht ausdrücklich dem Vermögen zugeführt werden sollen,

4.
Mitteln des Hochschulbauförderungsgesetzes, 

5.
Mitteln aus zentralen Förderprogrammen sowie

6.
Zuschüssen für bauliche Investitionen.

Die jährliche Finanzhilfe nach Satz 1 Nr. 1 umfasst Aufwendungen insbesondere für folgende Aufga​ben und Bereiche:

1. Lehrangebot,

2. Grundausstattung Forschung,

3. fachliche Schwerpunkte und Sonderaufgaben,

4. wissenschaftlicher Nachwuchs,

5. Erfüllung des Gleichstellungsauftrags,

6. Bauunterhaltung.

Die Finanzhilfe wird nach den in der Zielvereinbarung festgelegten Entwicklungs- und Leistungszielen bemessen, deren Erreichung nachzuweisen ist. Bei der Fortschrei​bung der Zielvereinbarung soll die Höhe der Finanzhilfe die Erreichung der Ent​wicklungs- und Leistungsziele berücksichtigen. Zuschüsse für Investitionen dürfen nur für investive Zwecke verwendet werden.

(4) Zuwendungen Dritter an die Stiftung können mit der Auflage verbunden werden, dass sie für eine im Rahmen des Stiftungszwecks vorgesehene Einzelmaßnahme zu verwenden sind.

(5) Die von der Hochschule bislang genutzten beweglichen Vermögensgegenstände im Eigen​tum des Landes sowie das Körperschaftsvermögen gehen mit der Überfüh​rung der Hochschule in die Trägerschaft einer Stiftung in das Eigentum dieser über. Von der Hochschule verwaltete Nutzungs​rechte, die das Land für die Hochschule erworben hat, werden mit der Errichtung der Stiftung an diese abgetreten.

§ 73

Wirtschaftsplan und Wirtschaftsführung

(1) Die Stiftung hat rechtzeitig vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres einen Wirt​schaftsplan nach den Regeln ordentlicher Wirtschaftsführung aufzustellen. Dem Wirtschaftsplan ist als Anlage eine Übersicht über die Planstellen der Beamten und die Stellen der Angestellten und Arbeiter beizufügen. 

(2) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen richten sich nach kaufmänni​schen Grundsätzen. Auf den Jahresabschluss sind die Vorschriften des Handelsge​setzbuchs über große Kapitalgesellschaften sinngemäß anzuwenden. Auf die Prü​fung des Jahresabschlusses sind die Prüfungsgrundsätze des § 53 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 HGrG entsprechend anzuwenden. Zum Zwecke der Vergleichbarkeit der Stiftungen kann das Fachminis​terium hierzu durch Verordnung nähere Regelungen treffen. Das Rechnungswesen muss eine Kos​ten- und Leistungsrechnung umfassen, die die Bildung von Kennzahlen für hochschulübergreifende Zwecke ermöglicht.

(3) Der bis zum Ende des Geschäftsjahres nicht verbrauchte Teil der Finanzhilfe wird für die Dauer von bis zu fünf Jahren in eine Rücklage eingestellt und steht der Stif​tung zur Finanzierung ihrer Aufgaben zusätzlich zur Verfügung. Der nach Ablauf von drei Jahren nicht verbrauchte Teil kann dem Stiftungsvermögen zugeführt werden.

(4) Kredite dürfen über eine vom Ministerium festgesetzte Höhe hinaus nur mit des​sen Einwilligung aufgenommen werden.

(5) Sämtliche Einnahmen, die die Hochschule im Zusammenhang mit ihrer wissen​schaftlichen und künstlerischen Tätigkeit sowie durch die Inanspruchnahme von Per​sonal, Sachmitteln und Ein​richtungen durch Dritte erzielt, stehen der Stiftung zur Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung und dürfen nicht bei der Bemessung der jährlichen Finanzhilfe angerechnet werden.

(6) Die Wirtschaftsführung der Stiftung unterliegt der Prüfung durch den Landesrech​nungshof.

§ 74

Dienstrechtliche Befugnisse

(1) Die Stiftung besitzt Dienstherrnfähigkeit im Sinne des Beamtengesetzes. Die Be​amtinnen und Beamten der Stiftung werden von der Präsidentin oder dem Präsiden​ten ernannt, soweit sie oder er nicht die Befugnis zur Ernennung übertragen hat.

(2) Der Präsident oder die Präsidentin beruft die Professorinnen und Professoren im Einvernehmen mit dem Stiftungsrat.

(3) Dienstvorgesetzter der Mitglieder des Präsidiums ist der Stiftungsrat. Dienstvor​gesetzte oder Dienstvorgesetzter des Hochschulpersonals ist die Präsidentin oder der Präsident.

(4) Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Stiftung finden die für die Ar​beitnehmerin​nen und Arbeitnehmer des Landes geltenden Tarifverträge und sonsti​gen Bestimmungen Anwendung. Die Stiftung ist verpflichtet,

1.
die beim Land erworbenen arbeits- und tarifvertraglichen Rechte anzuerkennen und einem vom Land geführten Arbeitgeberverband, der Mitglied in der Tarifge​meinschaft deutscher Länder ist, beizutreten sowie

2.
zur Sicherung der Ansprüche auf eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversor​gung der Beschäftigten sicherzustellen, dass die nach der Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder für eine Beteili​gungsvereinbarung geforderten tatsächlichen und rechtlichen Vor​aussetzungen geschaffen werden und erhalten bleiben.

§ 75

Organe

Organe der Stiftung sind der Stiftungsrat und das Präsidium der Hochschule. 

§ 76

Stiftungsrat

(1) Der Stiftungsrat besteht aus sieben Mitgliedern, von denen mindestens drei Frauen sein sol​len. Mitglieder sind 

1.
fünf mit dem Hochschulwesen vertraute, der Hochschule nicht angehörende Perso​nen vornehm​lich aus Wirtschaft, Wissenschaft oder Kultur, die im Einver​nehmen mit dem Senat der Hoch​schule vom Ministerium bestellt werden und aus wichtigem Grund vom Ministerium entlassen werden können,

2.
eine Vertreterin oder ein Vertreter des Senats der Hochschule sowie

3.
eine Vertreterin oder ein Vertreter des Ministeriums.

Die Mitglieder nach Satz 2 Nrn. 1 und 2 sind ehrenamtlich tätig und an Aufträge und Weisungen nicht gebunden. Der Stiftungsrat bestimmt aus der Gruppe der Mitglieder nach Satz 2 Nr. 1 eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin oder einen Stell​vertreter.

(2) Der Stiftungsrat berät die Hochschule, beschließt über Angelegenheiten der Stif​tung von grundsätzlicher Bedeutung und überwacht die Tätigkeit des Präsidiums der Stiftung. Er hat insbeson​dere folgende Aufgaben:

1.
Ernennung oder Bestellung und Entlassung der Mitglieder des Präsidiums der Hoch​schule,

2. 
Entscheidung über Veränderungen und Belastungen des Grundstockvermögens sowie die Auf​nahme von Krediten,

3. 
Zustimmung zum Wirtschaftsplan,

4.
Entgegennahme des Rechenschaftsberichts des Präsidiums,

5. 
Feststellung des Jahresabschlusses und Entlastung des Präsidiums der Stiftung,

6. 
Zustimmung zur Gründung von Unternehmen oder zur Beteiligung an Unterneh​men durch die Stiftung,

7.
Rechtsaufsicht über die Hochschule,

8.
Beschluss von Änderungen der Stiftungssatzung sowie Erlass, Änderung und Aufhe​bung anderer Satzungen der Stiftung.

(3) Maßnahmen der Rechtsaufsicht werden vom Stiftungsrat vorbereitet und gegen​über der Hochschule durchgeführt. Maßnahmen, die sich aus der Überwachung des Präsidiums ergeben, werden vom Stiftungsrat vorbereitet und gegenüber dem Präsi​dium durchgeführt. Mitglieder nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 wirken an Maßnahmen der Rechtsaufsicht nicht mit.

(4) Das Präsidium, eine Vertreterin oder ein Vertreter des Gesamtpersonalrats oder des Perso​nalrats und die Gleichstellungsbeauftragte der Hochschule nehmen an den Sitzungen des Stiftungs​rats mit beratender Stimme teil.

§ 77

Präsidium

(1) Das Präsidium führt die laufenden Geschäfte der Stiftung, bereitet die Beschlüsse des Stif​tungsrats vor und führt sie aus. Es entscheidet über den Abschluss einer Zielvereinbarung. In wichti​gen Angelegenheiten unterrichtet das Präsidium den Stif​tungsrat.

(2) Nach außen wird die Stiftung von der Präsidentin oder dem Präsidenten vertre​ten.

(3) Das Nähere regelt die Stiftungssatzung. Diese muss insbesondere sicherstellen, dass Entscheidungen über Billigkeitsleistungen, Verträge mit Mitgliedern der Organe der Stiftungen und mit Mitgliedern und Angehörigen der Hochschule, die Verände​rung von Verträgen, der Abschluss von Vergleichen sowie die Stundung, die Nieder​schlagung und den Erlass von Ansprüchen von mindestens zwei Verantwortlichen zu treffen sind. 
§ 78

Aufsicht und Zusammenwirken

(1) Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des Ministeriums. Dieses kann jeder​zeit Auskunft verlangen. Insbesondere sind dem Ministerium die Unterlagen vorzule​gen, die dem Stiftungsrat bei seiner Entscheidung zum Wirtschaftsplan, zur Entge​gennahme des Jahresabschlusses und zur Entlastung des Präsidiums vorlagen. 

(2) Die Stiftung ist bei der Durchführung von Bundesgesetzen, die das Land im Auf​trag des Bun​des ausführt, sowie bei der Ausübung der Rechtsaufsicht über die Hochschule an die Weisungen des Ministeriums gebunden.

(3) Sind Ordnungen der Hochschule genehmigungsbedürftig, so ist der Stiftungsrat zuständig, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Die Genehmigung kann aus Rechtsgründen und, soweit sie staatliche Angelegenheiten betrifft, aus Gründen der Zweckmäßigkeit versagt werden. Aus diesen Gründen kann der Stiftungsrat ver​langen, dass binnen einer angemessenen Frist eine Ordnung geändert oder aufge​hoben wird. Kommt eine Hochschule einem solchen Verlangen nicht nach, so kann der Stiftungsrat die entsprechende Maß​nahme nach Anhörung der Hochschule tref​fen. Dies gilt auch, wenn die Hochschule eine genehmi​gungsbedürftige Ordnung nicht binnen angemessener Frist erlässt.

§ 79

Grundbuchberichtigung und Gerichtsgebühren

(1) Ist das Eigentum an einem Grundstück nach diesem Gesetz auf die Stiftung übergegangen, so ist der Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs von der Stiftung zu stellen. Dies gilt entsprechend für sonstige im Grundbuch eingetragene Rechte.

(2) Von der Zahlung der Gerichtsgebühren nach der Kostenordnung, die aufgrund der Grundbuchberichtigung entstehen, ist die Stiftung befreit.

Abschnitt 11

Hochschulen in nichtstaatlicher Verantwortung

§ 80

Anerkennung von Hochschulen 

(1) Einrichtungen des Bildungswesens, die keine Hochschulen in staatlicher Verant​wortung sind, bedürfen der staatlichen Anerkennung als Hochschule, um eine ent​sprechende Bezeichnung führen, Hochschulprüfungen abnehmen und Hochschul​grade oder vergleichbare Bezeichnungen verleihen zu können. Die Anerkennung kann auf Antrag der Einrichtung vom Ministerium erteilt werden, wenn die Einrichtung einschließlich ihres Studienangebots auf ihren Antrag von einer anerkannten Stelle akkreditiert worden ist und darüber hinaus aufgrund entsprechender Nachweise ge​währleistet ist, dass 

1.
die Voraussetzungen des § 70 Abs. 1 HRG erfüllt sind,

2.
das Lehrangebot überwiegend von hauptberuflich im Dienst der Einrichtung Lehren​den erbracht wird und

3.
der Bestand der Einrichtung für die nächsten fünf Jahre finanziell gesichert ist. 

(2) Niederlassungen von staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union gelten als staatlich anerkannt.

(3) Die staatliche Anerkennung erlischt, wenn die Hochschule

1. nicht innerhalb einer vom Ministerium bestimmten angemessenen Frist eröffnet wird,

2. geschlossen wird, oder 

3. ohne Zustimmung des Ministeriums länger als ein Jahr nicht betrieben worden ist.

(4) Die staatliche Anerkennung kann widerrufen werden, wenn 

1. die Akkreditierung der Einrichtung einschliesslich ihrer Studienangebote durch Zeitablauf erloschen ist und eine weitere Akkreditierung verweigert wurde, oder

2. die Hochschule den Verpflichtungen nach § 81 Abs. 2 nicht nachkommt.

§ 81

Anerkannte Hochschulen

(1) Das an einer anerkannten Hochschule abgeschlossene Studium ist ein abge​schlossenes Hochschulstudium im Sinne dieses Gesetzes. Wer unbefristet hauptbe​ruflich als Professorin oder Professor an einer anerkannten Hochschule beschäftigt wird, kann die Bezeichnung „Professorin“ oder „Professor“ zugleich als akademi​schen Titel führen. Wer als Professorin oder Professor unbefristet beschäftigt war, darf den Titel auch nach dem Ausscheiden aus der Hochschule weiterführen. Die mit der Lehrbefug​nis verbundenen Rechte bleiben bestehen. Eine anerkannte Hoch​schule kann nach Maßgabe dieses Gesetzes Honorarprofessorinnen und Ho​norar​professoren bestellen; die Bestellung berechtigt zum Führen des akademischen Ti​tels „Honorar​professorin“ oder „Honorarprofessor“ mit einem die Hochschule be​zeichnenden Zusatz. 

(2) Anerkannte Hochschulen unterstehen der Aufsicht des Ministeriums. Ihre Träger und Leitungen sind verpflichtet, dem Ministerium alle Auskünfte zu erteilen und alle Unterlagen vor​zulegen, die zur Durchführung der Aufsicht erforderlich sind. Die Auf​sicht stellt insbesondere die Ein​haltung der Voraussetzungen zur Anerkennung si​cher. 

Abschnitt 12

Gebühren, Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 82

Gebühren 

(1) Die Hochschulen in staatlicher Verantwortung erheben für Studiengänge und an​dere Ange​bote, die der Vertiefung und Ergänzung der beruflichen Praxis dienen, Gebühren oder Entgelte. Hiervon ausgenommen sind Promotionsstudiengänge und gleichstehende Studienangebote. Bei der Festlegung der Gebühren und Entgelte ist der Aufwand der Hochschule zu berücksichtigen. Bei ei​nem staatlichen oder einem hochschulpolitischen Interesse und bei Markteinführung können vom Aufwand Ab​schläge vorgenommen werden.

(2) Die Hochschulen in staatlicher Verantwortung erheben von Gasthörerinnen und Gasthörern eine Studiengebühr für jedes Semester.

(3) Für die Überlassung von Lernmitteln an Studierende können die Hochschulen in staatlicher Verantwortung Entgelte erheben. Für die Nutzung von Einrichtungen durch Personen, die nicht Mitglieder oder Angehörige der Hochschule sind, erheben die Hochschulen in staatlicher Verantwortung Entgelte. Entsprechendes gilt, wenn Mitglieder oder Angehörige der Hochschulen die Einrichtungen für außerhochschuli​sche Zwecke nutzen. Nutzungsentgelte aus Ne​bentätigkeiten bleiben hiervon unbe​rührt. Für die Benutzung der wissenschaftlichen Bibliotheken können die Hochschu​len Gebühren erheben.

(4) Für den Bezug von Fernstudienmaterialien, multimedial aufbereiteten oder tele​matisch be​reitgestellten Studienmaterialien können die Hochschulen Gebühren er​heben.

(5) Für die Erhebung der Gebühren und Entgelte nach den Absätzen 1 bis 4 erlassen die Hochschulen Ordnungen. Soziale Gesichtspunkte sind zu berücksichtigen.

§ 83

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1.
ausländische Grade,  Titel oder Hochschultätigkeitsbezeichnungen gegen Ent​gelt vermittelt,

2. 
ohne staatliche Anerkennung als Hochschule 

a)
eine nicht staatliche Bildungseinrichtung als „Universität“, „Hochschule“ oder „Fachhoch​schule“ oder einer entsprechenden fremdsprachlichen Bezeich​nung betreibt, 

b) 
Hochschulgrade oder vergleichbare Bezeichnungen sowie Bezeichnungen, die Hochschul​graden zum Verwechseln ähnlich sind, verleiht.

(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße von bis zu 250 000 Euro ge​ahndet werden.

§ 84

Übergangs- und Schlussvorschriften

(1) Bis zum 31. Dezember 2009 können die Hochschulen gemäß § 7 Abs. 4 bereits eingerichtete Studiengänge beginnen, die mit einem Diplom abschließen. An Univer​sitäten und gleichgestellten Hochschulen können bis zu diesem Zeitpunkt auch Stu​diengänge weitergeführt werden, die mit einem Magister abschließen. 

(2) Die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes eingerichteten Studiengänge gelten als akkreditiert.

(3) § 24 HSG LSA in der bis zum In-Kraft-Treten dieses Gesetzes geltenden Fas​sung gilt bis zum Ablauf des 31. Dezember 2009. Die Habilitationsverfahren nach dieser Vorschrift sind bis zu diesem Zeit​punkt abzuschließen. Ein Nachweis heraus​gehobener Befähigung zu selbständiger wissenschaftli​cher Forschung und zu qualifi​zierter selbständiger Lehre nach § 24 Abs. 1 HSG LSA dient auch nach dem 31. De​zember 2009 als Nachweis zusätzlicher wissenschaftlicher Leistungen nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a) dieses Gesetzes. Die Titel nach § 24 Abs. 2 HSG LSA können auch nach Ablauf des 31. De​zember 2009 geführt werden.

(4) Die Grundordnung, andere Ordnungen und Satzungen der Hochschule sind bis zum 30. Juni 2005 an die Vorschriften dieses Gesetzes anzupassen. Der bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes bestehende Senat und das bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes amtierende Konzil sind für die Aufgaben des Senats bzw. des Konzils nach diesem Gesetz zuständig. 

(5) Ein Kuratorium nach § 85 HSG LSA in der bis zum In-Kraft-Treten dieses Geset​zes geltenden Fassung wird mit Ablauf des 30. Juni 2005 aufgelöst. 

(6) Die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes vorhandenen wissenschaftlichen und künstlerischen Assistentinnen und Assistenten, Oberassistentinnen und Oberassis​tenten, Oberingenieurinnen und Oberingenieure, Hochschuldozentinnen und Hoch​schuldozenten sowie Fachhochschuldozentinnen und Fachhochschuldozenten verbleiben in ihrem bisherigen Rechtsverhältnis, einschließlich der je​weiligen Verlän​gerungsmöglichkeiten, und in ihrer bisherigen Gruppe. Wissenschaftliche Assistentin​nen und Assistenten können nach Maßgabe des § 49 HSG LSA in der bis zum In-Kraft-Treten dieses Gesetzes geltenden Fassung bis zum 30. Juni 2005 zur Oberassistentin oder zum Oberassistenten, zur Oberingenieurin oder zum Oberinge​nieur ernannt werden.

(7) Nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes können die amtierenden Rektorinnen und Rektoren sowie Prorektorinnen und Prorektoren bis zum Ende ihrer Amtszeit im Amt bleiben. Bei im Jahr 2004 endenden Amtszeiten ist zur Sicherung des neuen Ausschreibungs- und Wahlverfahrens die Verlängerung der Amtszeit um ein Jahr möglich. Die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes amtierenden Kanzlerinnen und Kanzler werden in das Amt einer hauptamtlichen Vizepräsidentin oder eines haupt​amtlichen Vizepräsidenten übergeleitet. Einzelheiten werden zwischen den Hoch​schulen und dem Ministerium abgestimmt. 

§ 85

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt in der Fas​sung der Bekanntmachung vom 1. Juli 1998 (GVBl. LSA S. 300), zuletzt geändert durch Nummer 219 der Anlage des Gesetzes vom 19. März 2002 (GVBl. LSA S. 130, 150) außer Kraft.

Begründung

Die vorstehende Neufassung des Hochschulgesetzes von Sachsen-Anhalt entwickelt das bestehende Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt weiter, setzt Verän​derungen des Hochschulrahmengesetzes in Landesrecht um und nimmt Anregungen 

der Hochschulgesetzgebung anderer Bundesländer auf.

Das wesentliche Ziel des Gesetzentwurfes besteht darin, den Hochschulen in unse​rem Bundesland zu wesentlich größerer Autonomie zu verhelfen. Es werden dadurch günstige Voraussetzungen geschaffen, erfolgreich im sich entwickelnden europäi​schen Hochschulraum zu agieren. Durch die im Gesetz beschriebenen Regelungen sind Hochschulen weitgehend selbständig, die staatliche Verantwortung bleibt jedoch bestehen. Das Verhältnis von Staat und Hochschulen wird neu justiert. Der Staat verzichtet auf Detailregelungen.

Korrespondierend dazu beschränkt sich das Gesetz auf wesentliche Regelungen und lässt der Hochschule größtmögliche Freiheiten. Der Gesetzestext verzichtet auf Wie​derholungen aus dem Hochschulrahmenrecht oder der Verfassung, soweit sie nicht zur besseren Lesbarkeit notwendig sind.

In der Neufassung wurden folgende Schwerpunkte gesetzt:

Stärkere Autonomie der Hochschulen, §§ 1, 5, 7 und 34

Das neu gestaltete Hochschulgesetz verzichtet auf zahlreiche Genehmigungsvorbe​halte, Programmsätze und andere einengende Vorschriften. Es ist mit 85 Paragra​phen um ein Drittel kürzer als das bisher Geltende. 

Die Hochschulentwicklungsplanung wird nicht als Festlegung durch das Land ver​standen, sondern als ständiger Prozess unter Berücksichtigung der Entwicklungspla​nungen der Hochschulen. Die Grundzüge der Hochschulentwicklung werden zwi​schen Hochschulen und Land in Zielvereinbarungen festgeschrieben, die Umsetzung liegt in den Händen der Hochschulleitung. Kommt es zwischen den Hochschulen und dem Ministerium zu keiner Einigung, kann der neu zu errichtende Landeshochschul​rat als Schlichtungsstelle fungieren. 

Die Einrichtung von Studiengängen unterliegt nun nicht mehr der Genehmigungs​pflicht durch das Ministerium. Stattdessen reicht die Aufnahme in die Zielvereinba​rung und die Akkreditierung durch eine externe, unabhängige Agentur. Prüfungsord​nungen werden nicht mehr vom Ministerium genehmigt, sondern von der Hoch​schulleitung.

Option der Stiftungshochschule, Abschnitt 10, §§ 71 bis 79

In Sachsen-Anhalt soll es zukünftig möglich sein, dass Hochschulen aus der Rechtsform der staatlichen Einrichtung in die einer  Stiftung überführt werden kön​nen. Der Wille zu einer solch weitreichenden Veränderung muss aus der Hochschule kommen. Dazu ist jedoch eine Zweidrittel-Mehrheit des Senats notwendig. Die Überführung in die Trägerschaft einer Stiftung bedeutet eine juristische Verselbstän​digung der Hochschule gegenüber dem Staat und damit mehr eigenverantwortliche Gestaltung. Stiftungshochschulen können die Vorteile des neuen Stiftungssteuer​rechts nutzen und langfristig ein Stiftungsvermögen aufbauen. Die Erträge sollen staatliche Mittel nicht ersetzen, sondern ergänzen. Der Stiftung wird die Diensther​reneigenschaft für alle Beschäftigten übertragen. Das eröffnet neue Möglichkeiten eines vorausschauenden Personalmanagements, wobei alle arbeits- und tarifvertrag​lichen Regelungen bestehen bleiben. 

Die für den Betrieb der Hochschule benötigten Liegenschaften gehen in das Eigen​tum der Stiftung über und können so ohne bürokratische Fesseln effizienter bewirt​schaftet werden. 

Im Gegensatz zur staatlichen Einrichtung gilt die Stiftung als Institution der Bürger​gesellschaft. Damit besteht die Chance, dass sich Studierende, Beschäftigte und Absolventen stärker mit ihrer Hochschule identifizieren als bisher.

Im Stiftungsrat werden sieben, davon fünf externe Persönlichkeiten für eine enge Verzahnung zwischen Hochschulen und Gesellschaft sorgen. Sie werden im Einver​nehmen mit dem Senat vom Ministerium bestellt und übernehmen bislang staatliche Kontrollbefugnisse. 

Neue Leitungs- bzw. Management- und Gremienstrukturen, innere Organisa​tion, gesellschaftliche Beteiligung, Abschnitt 7 §§ 34 bis 45, Abschnitt 9 § 66

Eine moderne Hochschule braucht ein modernes Management. Zentrale Organe der Hochschule sind zukünftig das Präsidium und der Senat. Die Hochschule kann je​doch auch weiterhin über die Grundordnung ein Konzil vorsehen, dem dann jene Aufgaben übertragen werden sollen, die nicht anderen Organen abschließend zuge​wiesen sind. Entscheidet sich eine Hochschule für die Abschaffung des Konzils, wer​den die Rechte der Hochschulmitglieder nicht eingeschränkt, denn die Zuständig​keiten dieses Gremiums gehen auf den Senat über. Die Präsidien sind in Zukunft für alle operativen und strategischen Entscheidungen zuständig. Damit wird die Hoch​schulleitung gestärkt. Im Gegenzug erhält der Senat umfassende Kontroll- und In​formationsrechte sowie das Wahl- und Abwahlrecht für das Präsidium. Da das Ge​setz den Hochschulen mehr Eigenverantwortung gibt, gewinnt auch das Recht des Senats, über die Grund- und die anderen Ordnungen zu beschließen, an Bedeutung. Diese klare Aufgabenverteilung ist Voraussetzung für eine effektive Selbstverwal​tung.

Als neues Organ staatlicher Hochschulen wird ein Hochschulrat eingeführt, in dem Persönlichkeiten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft externe Kompeten​zen und Kontakte einbringen. Der Hochschulrat berät das Präsidium sowie den Se​nat.

Unterhalb der Ebene Präsidium und Senat ist die Hochschule weitgehend frei, ihre innere Organisation nach den Bedürfnissen und Erfordernissen selbst zu gestalten. Sofern die Hochschulen auch zukünftig Fakultäten einrichten, setzt sich das Prinzip des Managements, nämlich starker Dekan und Fakultätsrat mit Kontrollbefugnissen fort. Auch die Studierendenschaft kann die eigene Organisation ohne gesetzliche Vorgaben bestimmen. 

Für die Sicherstellung des Lehr-, Beratungs- und Prüfungsauftrages sind Studiende​kane verantwortlich. Für jeden Studiengang ist ein Studiendekan verantwortlich, auch wenn der Studiengang fakultätsübergreifend ausgerichtet ist.

Einführung von Studienguthaben, Abschnitt 4 § 14 

Gemäß der Beschlusslage der KMK wird ein Studienguthaben eingerichtet. Das Stu​dienguthaben setzt sich aus der Semesterzahl der Regelstudienzeit des gewählten grundständigen Studienganges zuzüglich vier weiterer Semester zusammen. Weitere Kriterien für eine Erhöhung des Studienguthabens bzw. Ausnahmetatbestände wer​den im Gesetz benannt. 

Mit der Einführung von Studienguthaben wird für Studierende ein Anreiz geschaffen, das Studium in der Regelstudienzeit abzuschließen. Das verbleibende Guthaben kann für Fort- und Weiterbildung in Sinne eines lebenslangen Lernens genutzt wer​den.

Studierende, deren Studienguthaben aufgebraucht ist, müssen keine Gebühren be​zahlen. In diesem Fall ist jedoch gemeinsam mit der Studienkommission und dem Studiendekan ein Maßnahmeplan zu erstellen, der einen zügigen Abschluss des Studiums zum Ziel hat.

Qualitätssicherung und Evaluation, Abschnitt 1 § 6

Eine höhere Selbständigkeit beinhaltet auch die Anwendung geeigneter Instrumente der internen und externen Evaluation. 

Um die Qualität von Studium und Lehre dauerhaft zu verbessern und vergleichbare Mindeststandards zu sichern, wird das neue Instrument der Akkreditierung einge​führt. Studiengänge werden nicht mehr vom Ministerium genehmigt, sondern durch​laufen eine Akkreditierung, an der unabhängige Expertinnen und Experten beteiligt sind. Zuständig für dieses Verfahren ist eine von Hochschulen und Ministerium un​abhängige Akkreditierungsagentur. Ein wichtiger Vorteil der Akkreditierung gegen​über der herkömmlichen Genehmigung durch das Ministerium besteht darin, dass in den Agenturen auch Vertreter aus der Berufspraxis beteiligt sind. Die Hochschulen können selbst auswählen, welche der verschiedenen bundesweit zugelassenen Agenturen sie mit dieser Aufgabe betrauen.

Das System der internen Evaluation wird ausgebaut, indem die Studierenden das Recht erhalten, in jedem Studienjahr alle Lehrveranstaltungen zu beurteilen. Mit dem Studiendekan ist erstmals eine konkrete Person für die Qualität von Lehre und Stu​dienberatung zuständig.

Umsetzung des HRG in Landesrecht, Abschnitt 3 §§ 10 –12, Abschnitt 5 § 24

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden die Änderungen aus dem 4. HRG-ÄndG vom 20. August 1998, aus dem 5. HRG-ÄndG vom 16. Februar 2002 sowie aus dem 6. HRG-ÄndG vom 8. August 2002 in Landesrecht umgesetzt. So werden u.a. die Evaluation, das Leistungspunktsystem, die Dienstrechtsreform und die Überführung der Bachelor- und Masterstudiengänge ins Regelangebot eingeführt.

Der Bologna-Prozess sieht für die Zukunft nur noch Bachelor- und Masterstudien​gänge vor. Bis zum Ende des Jahres 2009 können aber noch bereits eingerichtete Diplom- und Magisterstudiengänge begonnen werden, so dass eine ausreichende Übergangszeit besteht.

Ein Ziel der 5. HRG-Novelle besteht darin, den Qualifikationsweg für den wissen​schaftlichen Nachwuchs kürzer und übersichtlicher zu gestalten. Die wesentliche Än​derung bildet dabei die Einführung einer neuen Personalstruktur. So wird die Junior​professur erstmalig eingeführt. Habilitationen können durch eine Ordnung befristet weiterhin ermöglicht werden. Habilitationsverfahren, die nach geltendem Recht durchgeführt und bis zum 31.12.2009 abgeschlossen werden, führen dauerhaft zum Nachweis der Berufungsfähigkeit. Neben der Juniorprofessur stehen aber auch zu​künftig alternative Wege zu einer Professur offen.

Wirtschaftliche Betätigung der Hochschulen, Abschnitt 9 §§ 68-70, Abschnitt 12 § 82

Das Gesetz regelt die rechtlichen Grundlagen für eine Beteiligung der Hochschulen mit ihrem Körperschaftvermögen an Unternehmen in der Rechtsform einer juristi​schen Person des privaten Rechts oder der Gründung solcher Unternehmen bzw. für eine Beteiligung der Hochschulen außerhalb ihres Körperschaftsvermögens.

Einnahmen, die die Hochschulen durch die Inanspruchnahme von Personal, Sach​mitteln und Einrichtungen durch Dritte erzielt (z. B. Angebote der Fort- und Weiterbil​dung), verbleiben bei den Hochschulen und stehen ihnen zur Erfüllung ihrer Aufga​ben zur Verfügung.

Die Regelungen über die dienstrechtlichen Befugnisse und die Haushalts- und Wirt​schaftsführung bei Hochschulen in Trägerschaft des Staates machen besonders deutlich, wie weit die Hochschulautonomie mit Leben erfüllt wird. Den Hochschulen wird sogar das Liegenschaftsmanagement übertragen. Ferner können sie eigene Körperschaftsvermögen bilden. Das Land beschränkt sich bei den Selbstverwal​tungsangelegenheiten der Hochschule auf die Rechtsaufsicht, eine Fachaufsicht gibt es nur bei der Wahrnehmung der staatlichen Aufgaben. 

Zukünftig wird es Hochschulen ermöglicht, für Studiengänge und Angebote, die der Vertiefung und Ergänzung der beruflichen Praxis dienen (Fort- und Weiterbildung), Gebühren oder Entgelte zu erheben. Hiervon ausgenommen sind Promotionsstu​diengänge und gleichstehende Studienangebote. 

Die durch diese neuen Regelungen zufließenden Einnahmen stehen den Hochschu​len zusätzlich für Forschung und Lehre zur Verfügung.

Hochschulmedizin, Abschnitt 8 §§ 46-63

Im Gesetz werden die Organe von Medizinischen Fakultäten neu geregelt. Erstmals wird ein Fakultätsvorstand gebildet.

Abweichend von der bisherigen Amtszeit kann für die Dekane oder Dekaninnen die Amtszeit auf sechs Jahre festgesetzt werden. Gleichzeitig kann der Dekan oder die Dekanin mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Fakultätsrates abge​wählt werden.

Der Fakultätsvorstand soll die Geschäfte der Fakultät führen und den Dekan deutlich entlasten. Durch die Beteiligung von Ärztlichem/r Direktor/in und Verwaltungsdirek​tor/in sollen schnellere Entscheidungen ermöglicht werden.

Die Zusammenarbeit mit dem Universitätsklinikum wird erstmals für die Fakultät im Gesetz geregelt. Die Trennungsrechnung wird für die Ermittlung der Wirtschaftspläne vorgeschrieben. Mit der gemeinsamen Kommission soll die Kooperation beider Fa​kultäten sichergestellt werden. Dies ist insbesondere für die Abstimmung der kom​plementären Strukturen notwendig. Für Professorinnen und Professoren, die zur Leiterin und zum Leiter einer Einrichtung der Universitätsklinika bestellt sind oder bestellt werden sollen, wird die Wahrnehmung ihrer Aufgaben in Forschung und Lehre sowie der Krankenversorgung in der Regel auf privatrechtlicher Grundlage in getrennten Verträgen übertragen. In besonderen Fällen können mit Oberärzten und Oberärztinnen entsprechende Verträge abgeschlossen werden. 

Die Übergangsregelungen (§ 84) sorgen dafür, die Hochschule zügig aber ohne Probleme in die neue Struktur wächst. 

(Ausgegeben am 04.12.2003)


